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Qualitätssicherung in automatischen Immissionsmeßnetzen. 
Anforderungen an die Telemetrischen Eehtzeit-Immissions­

meßsysteme TEMES und MILIS in NRW 

Dr. Hans-Ulrich Pfeffer, Horst Dobrick und Regina Junker 

Zusammenfassung 

Die Leistungsanforderungen und die 
Voraussetzungen für die Beschaffung von ge­
eigneten Meßcontainem und Meßplätzen für 
das telemetrische Immissionsmeßnetz TEMES 
und die mobilen Mß.JS-Stationen des Landes 
Nordrhein-Westfalen werden vor dem Hinter­
grund technischer und vertragsrechtlicher 
Aspekte beschrieben. 

Der Anforderungskatalog umfaßt eine 
Beschreiblmg der allgemeinen Konstrukti­
onsmerkmale für den Meßcontainer, die Pro­
benahmesysteme, die Klimatisierungseinrich­
tungen und alle erforderlichen Hilfseinrich­
tungen einschließlich der sicherheitstechni­
sehen Forderungen in bezug auf einschlägige 
Vorschriften wie VDUVDE- und Laborricht­
linien. Ferner sind die technischen Anforde­
rungen an die Meßplätze spezifiziert. Diese 
Spezifikationen umfassen neben dem me­
chanischen Aufbau, den äußeren Abmessun­
gen und der Wahl der einzusetzenden Bau­
gruppen und Bauelemente alle wichtigen De­
tails wie Art der Meßsignale, Ausführung der 
einzusetzenden Kontakte und Stecker, Ab­
schaltverhalten, Einschaltverhalten und Zeit­
verhalten des vollständigen Meßplatzes, Ver­
sorgungsspannung und Pinbelegung des Aus­
gangssignalsteckers. Funktionsweisen von 
Betriebs- und Fehlerstatussignalen sind be­
schrieben. Auf Qualitätsanforderungen von 

PrOfgasenund PrOfgasleitungen wird hinge­
wiesen. 

Zu den allgemeinen Anforderungen zählen 
Meßbereichsangaben, Nachweisgrenzen, Ge­
brauchsdauer, aber auch die Transportier­
barlceit, Erschütterungsempfindlichkeit, Ver­
fügbarlceit und viele weitere Spezifikationen. 

Die Beschreiblmg umfaßt femer einen 
Anforderungskatalog, der den Betreibec unter 
bestimmten Voraussetzungen in die Lage ver­
setzt, Service und Gerätereparaturen eigen­
ständig durchzuführen. 

Aus diesem Grunde wird komponentenbezo­
gen eine weitestgehende Baugleichheit für die 
verschiedenen Meßeinrichtungen gefordert. 

Die Lieferanten werden verpflichtet, für die 
einzelnen Geräte ausführliche Dokumentatio­
nen zu liefern und das Betreiberpersonal 
werksseitig zu schulen. 

In besonderen Vertragsvereinbarungen mit 
den lieferanten werden speziell im Hinblick 
auf den Nachweis der Eignung der ein­
gesetzten Meßtechnik über den üblichen 
Rahmen hinausgehende Abnahme-, Garantie­
und Rücknahmebedingungen festgelegt., 
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Guaranteeing a high operational standard 
of air quaIity measurement networks 

Requirements plaeed on the telemetrie real .. time 
air quaIity measurement systems TEMES and MILIS 

in North Rhine-WestphaIia. 

Summary 

The technica1 requirernents and contract 
agreements involved in procuring suitable 
measurement containers and the adequate 
measurement equipment for the telemetrie sir 
quality measurement network TEMES and the 
mobile MlLIS stations of the state of North 
Rhine-Westphalla are discussed. 

The general design features of the measure­
ment container. the sampling systems. sir 
conditioning equipment and an necessary au­
xiliary equipment as well as the relevant 88-

fety requirements of the pertinent regulations. 
such as the VDINDE-guidelines and labora­
tory directives. are described. The technica1 
requirements placed on the measurernent 
equipment are specified. 

Addressed are design. sire and selection of 
the equipment modules and elements as well 
as an important details such as type of 
measurement signals. design of connec1ors. 
switching-on and switching-off procedures. 
response time of the entire equipment. supply 
voltage. and pin assignment of output signal 
connec1ors. The function of operating and 
fault status signals are elucidated. 

Quality requirements for reference gases and 
referencegas-pipes are pointed out. 

The general requirements are presented such 
as for example measurement range. detection 
limits. lifetime. transportability. vibration 
sensitivity. and availability. 

In addition, information is provided which 
enables the operator under certain conditions 
to perform maintenance and equipment repair 
work without help. 

For this reason it is demanded that various 
equipment components be designed uni­
formly. 

Suppliers are requested to provide extensive 
instruction manuals covering an units and in­
house training of operators. 

In special agreements with the supplierst 
conditions for delivery. warranty and return 
of equipment are worked out that go beyond 
the usuat terms with regard to presenting 
proof of the suitability of the applied measu­
rement equipment. 
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Vorwort 
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In der Bundesrepublik Deutschland existiert 
eine große Zahl automatischer Immis­
sionsmeßstationen in telemetrischen Meßnet­
zen und als Einzelstationen. Diese um­
fangreichen Systeme werden im wesentlichen 
von den Bundesländern, aber auch vom Bund, 
Kommunen und anderen Einrichtungen be­
trieben. 

Die LIS verfügt über jahrzehntelange 
Ecfahrungen im Bereich kontinuierlicher 
Immissionsmessungen und beareibt das tele­
metrische Eehtzeitmeßsystem TEMES und 
mobile Stationen des MD..JS-Systems. 

Das TEMES-System. besteht derzeit ~ 76 
automatischen Meßstationen, die über das 
Land Nordrhein-Westfalen verteilt ~ind. Im 
wesentlichen stehen diese Stationen in den 
Untersuchungsgebieten an Rhein und Ruhr, 
außerdem jedoch an ausgewählten Standorten 
von NRW außerhalb des Ballungsraumes. Die 
ortsfesten TEMES-Stationen werden ergänzt 
durch mobile Meßstation~ (MD...IS), die für 
begrenzte Zeiträume an wechselnden Orten in 
NRW eingesetzt werden. Gemessen werden in 
TEMESIMll.JS Schwefeldioxid. die Stick­
oxide NO und N02, Kohlenmonoxid, 
Schwebstaub und Ozon sowie meteorologi­
sche Größen. Die automatische Registrierung 
organischer Stoffe (Benzol, Toluol, Xylole) 
befindet sich in einer Erprobungsphase. 

Nähere Infonnationen über diese Meßsysteme 
und die Struktur der Immissionsüberwachung 
in Nordrhein-Westfalen können der Literatur 
entnommen werden [1-3]. 

Der Betrieb derartiger Meßsysteme ist sehr 
aufwendig, angefangen bei den Investitionen 
für die Stationen und Geräte bis hin zu Be­
triebs- und Personalkosten. 

Hinzu kommt, daß auf der Basis der durchge­
führten Messungen oder von diesen Messun­
gen unter Umständen Entscheidungen großer 
Tragweite mit möglicherweise erheblichen 
ökonomischen oder ökologischen Kon­
sequenzen abgeleitet werden. 

Aus diesen Gründen sind Maßnahmen zur 
Qualitätssicherung untrennbarer Bestandteil 
der Messung selbst. 

Der Begriff "Qualitätssicherung" ist derzeit 
unter den verschiedensten Aspekten höchst 
aktuell. insbesondere im Hinblick auf den 
sich öffnenden euopäischen Markt. Diese 
Aktualität findet ihren Ausdruck in einer 
Vielzahl von Publikationen und Seminaren. 
die derzeit zu dieSer Thematik erscheinen 
bzw. abgehalten werden. 

Beim Betrieb telemetrischer Immissionsmeß­
netze sind vielschichtige Maßnahmen zur 
Qualitätssicherung jedoch keineswegs neu. In 
mehreren Publikationen wurden verschiedene 
qualitäts sichernde Methoden und Verfahren. 
die speziell beim Betrieb der nordrhein-west­
fälischen Meßsysteme TEMESIMll.JS ange­
wandt werden. beschrieben [4-10]. 

Qualitätssicherung beginnt jedoch nicht erst 
beim Betrieb der Meßstationen und Meßnetze, 
sondern bereits im Vorfeld der Beschaffung 
der meßtechnischen Einrichtungen. 

Im Laufe vieler Jahre wurde in der LIS ein . 
Pflichtenheft für die Meßstationen und ihre 
gesamte Ausstattung entwickelt, in dem ver­
sucht wird. die Anforderungen an die techni­
schen Einrichtungen· und Geräte sowie ~ 
Dokumentation, darüber hinaus aber auch 
Fragen der Abnahme und Gewährleistung zu 
definieren. Dieses Pflichtenheft wird grund­
sätzlich allen Beschaffungen größeren Um­
fangs zugrunde gelegt~ Die Erfahrung vieler 
Jahre hat gezeigt, daß ein derartiges Pflich­
tenheft nicht nur für die LIS als Auftragge­
ber, sondern auch für die Auftragnehmer von 
Vorteil ist, da es entscheidend dazu beiträgt. 
Auseinandersetzungen und Sareitigkeiten im 
Verlauf der Auftragsabwicklung zu ver­
meiden. Vorallem aber stellt ein derartiges 
Pflichtenheft einen wichtigen und effektiven 
Beitrag zur Qualitätssicherung im Bereich der 
Luftqualitätsüberwachung dar. 
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Pflichtenheft 
für die Anforderungen an die Meßcontainer 

und ihre Ausstattung 

A. Meßcontainer 

LIS-Berichte Nr. 100 (1992) 11 



1. Vorbemerkungen 

Dieses Pflichtenheft beschreibt die 
Ausführungsbedingungen zur Erstellung von 
Meßcontainern einschließlich der Meßein­
richtungen. Es entspricht dem derzeitigen 
Stand der eingesetzten Technik. 

Zwischen den möglichen Vertragspartnern be­
steht Einigkeit darüber. daß einzelne 
Festlegungen geändert werden können. wenn 
Erfahrungen. die nach Inbetriebnahmen oder 
im Rahmen technischer Neuerungen gewon­
nen werden. dies erfordern. 

Es ist ferner beabsichtigt. sich während der 
Auftragsabwicklung ergebenden zusätt1ichen 
Festlegunsen. die künftig von Bedeutung 
sind. in Ubereinstimmung zwischen Auftrag­
geber und Auftragnehmer nachzutragen und 
in Fonn einer ausführlichen Dokumentation 
festzuschreiben. 

Folgende Richtlinien sind :stets einzuhalten: 

• Bundeseinheitliche Praxis bei der Über­
wachung der Immissionen; Richtlinie für 
die Bauausführung und EignungsprOfung 
von Meßeinrichtungen zur kontinuierli­
chen Überwachung der Immissionen, 
RdSchr. d. BMI vom 19.08.1981, U 1I8-
556134/4 und RdSchr. d. BMU vom 
01.03.1990 - IG I 2 - 556 13414. Ziffer 
IV. 

- Bundeseinheitliche Praxis bei der Über­
wachung der Emissionen und der Immis­
sionen. RdSchr. d. BMI vom 02.02.1983-
U 18-556134/4 (Ziffer 1I: Richtlinien über 
die Wabl der Standorte und die Bauaus­
fiihrJ,mg automatisierter Meßstationen in 
telemetrischen Immissionsmeßnetzen). 

Abweichungen Zu diesen Vorschriften bedür­
fen immer der schriftlichen Bestätigung durch 
die LIS. 

Im Rahmen der Planung verdienen besondere 
Beachtung die einschlägigen bundes- und 
landesrechtlichen Vorschriften, technische 

Regelwerke u.a., wenn keine besonderen 
Spezifikationen vorgegeben sind. Insbeson­
dere müssen die allgemeinen Bauvorschriften, 
die Vorschriften der Energieversorgungsun­
ternehmen sowie der Deutschen Bundespost 
berOcksichtigt werden. 

Für jeden Lieferauftrag, auch für die Her­
stellung einzelner Meßstationen. sind im 
Rahmen der Projektverfolgung Termin­
plänelNetzpläne unter Beteiligung des Auf­
traggebers zu erstellen. die in übersichtlicher 
Darstellung wichtige Ereignisse angeben, wie 
z.B. Berichterstattung. projekt- und 
auftraggeberorientierte Termine. 

Diese Ereignisse sind u.a. Definition und 
zeitliche FIXierung des/der Fertigstellungs­
tennins(e) ("freezing-point(S)"). Abnahme der 
Musterstation. Erklärung der Abnah­
mebereitschaft des gesamten Systems bzw. 
des Lieferumfanges. 

Aus Netzplänen muß der Auftraggeber den je­
weiligen Projektstand entnehmen können. 

,In jeweils bei Auftragsannahme durch den 
Auftragnehmer zu vereinbarenden Zeitabstän­
den, spätestens jedoch nach Ablauf von 2 
Monaten. muß der Auftraggeber vom Stand 
des Projektes unterrichtet werden. 

Der Bericht muß enthalten: 

- Gegenüberstellung von erreichten IST­
Werten und geplanten SOLL-Werten, 

- Ergebnisbericht. 

- Hinweis auf besondere Schwierigkeiten. 

2. Spezifikationen der 
Me8container 

2.0 Allgemeines 

Der Container hat im wesentlichen folgende 
Aufgaben zu erfüllen: 

- Aufnahme der erforderlichen Meßplätze 
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~ Aufnahme der erforderlichen Prüfgasfla-
sehen 

Der Umfang des jeweiligen. Meßplatzes ist 
wie folgt definiert: 

Schwefeldioxid PNSG PK MK S AA SR 

K.obleomoooxid PNSG PK MK S 

Stiekstoffmoaoxid PNSG PK MK S AA 

Sticbtoffdioxid PNSG PK MK S AA 

Ozoo PNSG PK MK S AA 

Schwebstoffe PNSS PK M S 

Windrichtung M S 

WiDdgeschwindigkeit M S 

Lufttemperatur M S 

Luftfeucbte M S 

Luftdruck M S 

Strablungsbilanz M S 

Niederschlag M S 

Frläutenmgen: 

PNSG: Probenahmesystem für gasförmige 
Luftverunreinigungen 

PNSS: Probenahmesystem für staubförmige 
Luftverunreinigungen 

PK : Probenkonditionierung 
M : Meßwertgeber 
K : Kalibriereinrichtung 
S : Schreiber 
AA : Abgasaufbereitung 
SR : Sammlung der Reagenzien 

- Aufnahme der Elektronik zur Datener­
fassung und Datenübertragung, 
Gewährleistung der Meßbedingungen, 

- Schutz vor Umgebungseinflüssen, 
- Schutz der Umgebung vor Stationsein-

flüssen, 
- Arbeitsplatz für Gerätewartung. 

Die Gebrauchsdauer der Container muß 
mindestens 10 Jahre betragen. Während der 
Gebrauchsdauer müssen Iistenmäßig Ersatz­
teile lieferbar sein. 

2.1 Allgemeine Konstruktions­
merkmale 

Baurechtliche, bautechnische und sicherheits­
technische Normen. Richtlinien und Vor­
schriften sind einzuhalten. Serielle Fertigung 
ist anzustreben. 

2.1.1 Raumbedarf 

Die Container müssen im Endausbau bis zu 
16 Meßplätze (Mß..JS-Container 8 Meßplätze) 
aufnehmen können. Richtwert für den 
Flächenbedarf ist 1 rDJ. pro Meßplatz. 

2.1.2 Standortwechsel 

Der Container muß als ortsveränderbare 
Station konstruiert werden, wobei mit 1 
Standortwechsel pro Monat zu rechnen ist. 
Mn.J.S-Container müssen mit den in der LIS 
vorhandenen Selbstfahrlafetten transportiert 
werden können. . 

2.1.3 Festigkeit 

- Standsicherheitsnachweis aufgrundstati­
seher Berechnung für Windgeschwindig­
keiten bis zu 150 kmIh, 

- Ausreichend für max. Schneebelastung 
von 750 N/rDJ. (entsprechend 76 kp/rDJ.) , 

- Dach begehbar, 

- Der Boden ist so zu gestalten, daß keine 
Beeinträchtigung der Messung durch 
Schwingungsübertragung während des 
Aufenthaltes von Personen in der Station 
auftritt, 

Max. Traglast des Bodens: 3000 N/m2 

(entspreche~d 306 kp/rrfJ,). 
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2.1.4 Wännedämmung 

WänDeisolierende Bauweise 
Wännedurcbgangszabl < 0,7 kcall(m2 b gnl) 
(entsprechend 2.94 kJ/(rr7- b grd» 

2.1.5 Schalldämmung 

Die Schalldämrmmg der Station ist so zu 
gestalten, daß in einem Abstand von 4 m 
45 dB(A) eingehalten werden. 

2.1.6 Ersehütterunpdämpfung 

Die Aufstelhmg der Container ist so 
auszurichten, daß in Gebieten mit Bodener­
schütterungen bis zu 0,01 g bei einer Fre­
quenz von 20 Hz keine Verralschung von 
Messungen eintritt und der Wartungsaufwand 
nicht erhöht wird. 

2.1.7 Witterungsbeständigkeit 

Beständig gegen: 

- Korrosive Atmosphäre in den industriellen 
Ballungsgebieten in Europa 

- Feuchte 
- Extreme Temperaturwechsel 
- Als Anhaltspunkte für WandauBentempe-

raturen sind Grenzwerte von 
-35 0c/ + 70 oe anzunehmen. 

2.1.8· Regenwasserablauf und 
Spritzwasserschutz 

Ein definierter Regenwasserabfluß vom Dach 
der Station bis an den Boden ist vorzusehen. 
Ein Anschluß an Sickergrube oder Kanalisa­
tion muß möglich sein; eine Reinigung des 
Regenrohres muß möglich sein. 
Klimagerät und Probenahmesystem müssen 
spritzwassergescbützt sein. 

2.1.9 Erdung und Blimehutz 

Für die Container und ihre Inneneinrichtun­
gen (Meßgeräte und Elektronik usw.) muß ein 
Erdungskonzept erarbeitet werden. Die 

" Allgemeinen Blitzsehutzbestimmungen" 
(ABB) sowie die Vorschriften nach VOE 
0100 sowie die zuständigen EVU und der 
Deutschen Bundespost sind einzuhalten. ins­
besondere ist eine Trennldemme. die die 
Messung des Erdungswiderstandes ermög­
licht. vorzusehen. Die Geber der Windmeß­
anlagen einschließlich Verbindungskabel: 
Station-Meteorologischer Mast müssen derart 
vor Überspannungen geschützt werden (z.B. 
BlitzeinschUige in der Umgebung). daß 
sowohl direkt angeschlossene als auch 
benachbarte Einrichtungen nicht beschädigt 
werden. 

Die eingerichtete Meßstation· muß mit einer 
Blitzerdung bis Erdoberfläche ausgerüstet 
werden. Die Weiterführung der Blitzerdung 
ist von den örtlichen Gegebenheiten abhängig. 
zu machen. 

2.1.10 Gestaltung 

- Fensterlos 

- Gute Zugänglichkeit durch ausreichend 
dimensionierte Tür 

- Farbgebung nach W8h1 des Auftraggebers*) 

- Pflegeleicht 
schichtung, 
schaffenheit) 

(evtl. durch Kunststoffbe­
entsprechende Fußbodenbe-

- Sicherungsvorrichtung für die Leiter 

- Doppelboden an der Rückseite der Schränke 

- Ansaug- und Ausblasginer müssen so ge­
bildet sein, daß eine Beschädigung durch 
spielende Kinder nicht möglich ist. 

- Der Grundrahmen des Containers ist mit 
profilbreitem "Kompriband" o.ä. zur Ver­
hinderung des Eindringens von Nässe auf 
das Fundament aufzusetzen, sofern nicht 
besondere Standeinrichtungen benutzt 
werden. 

*) Bevorzugt 
Außenwand : RAL 1000 
Kranz und Zaun: RAL 1020 
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2.2 Anschlüsse von Außen 

Es müssen Vorkehrungen getroffen werden. 
um Energieanschlußkabel und Fernmeldeka­
bel ohne besondere Schwierigkeiten, insbe­
sondere im Hinblick auf die Mobilität der 
Station. einführen zu können. Die Einführun­
gen sind so zu gestalten, daß die Gefahr un­
absichtlicher oder mutwilliger Beschädigun­
gen von Kabeln ausgeschlossen wird. 

2.3 Inneneinrichtung 

2.3.1 FJektroinstallation 

Die Auslegung der Elektroinstallation muß 
den Vorschriften der zuständigen 
Energieversorungsuntemehmen entsprechen. 

Vorzusehen sind: 

- Platz für Datenüber1l'agungseinrichtungen 
(Datenüber1l'agungsgerit und Anschluß­
dose), 

- Platz für. Fernsprechhauptanschluß 
(Apparat und Anschlußdose), 

- von außen zugänglicher, abschließbarer 
Schrank, enthaltend Hausanschlußkasten 
mit Hauptsicherung und Elektrizitätszähler 
sowie Endverzweiger für Fern­
meldeleitungen, sofern keine anderen Ver­
einbarungen getroffen werden. 

- Sicherungskasten, 

- Getrennte Stromkreise mit ausreichender 
Absicherung für: 

Allgemeine Verbraucher (Probenah­
mesystem, Beleuchtung usw.). 
Klimatisierung, 
Meßplätze, 
Datenendeinrichtung, 

- automatische Einschaltung nach Strom­
ausfall, 

- Hauptschalter. aus: automatisch und von 
Hand, 

ein: nur per Hand am 
Sicherungskasten. 

Alle Stromkreise müssen eine genügende An­
zahl von Anschlußmöglichkeiten aufweisen 
unter Berücksichtigung 

- des Vollausbaus, 

- des Anschlusses von Hilfs- und Meßein-
richtungen zur Wartung. 

Im Bereich der Schalttafel ist eine 
Notbeleuchtung vorzusehen, deren Schaltkreis 
nimt über die Schalttafel geführt wird. 

Mit Ausnahme der Deckenbeleuchtung und 
der Klimaanlage müssen alle . Verbraucher 
über ausreichend vorhandene Not-Ausschalter 
vom Netz zu trennen sein. 

Die Leitungsführung ist derart vorzunehmen,. 
daß gegenseitige Störungen nicht zu 
Fehlfunktionen der betroffenen Einrichtungen 
führen. Einschlägige Nonnen· (DIN 47100) 
bezüglich der FarbzUordnung für elektrische 
Leitungen sind einzuhalten. Der Gesamtan­
schlußwert in kW ist anzugeben. Bis zum 
Endausbau sind 2. kW Zusatzleistungen anzu­
nehmen. Auf eine eigene Notstromversorgung 
in den Stationen wird verzichtet. 

2.3.2 Klimatisierung 

Das Klimagerät ist für eine Meßstation mit 
bis zu 16 Meßplätzen zu dimensionieren. 

Die Leistungsdaten, wie z.B. die Spit­
zenstromaufnahme im ungünstigen Be­
triebsfall (nach Kurzzeit-Stromausfall). 
Heizleistung und Kälteleistung sind an­
zugeben. 

Die Innentemperatur soll im Intervall von 
+ 15 oe bis + 28 oe liegen; sie darf 
höchstens um ± 2 K schwanken. 

- Die Zu mischung von Frischluft (bis zum 
2fachen des Raumvolumens/Stunde) muß 
möglich sein. 

- Die Zuluft der Klimaanlage ist zu filtern. 

- Die Abluft der Meßstation ist so abzu-
leiten, daß die Probenahme nicht beeinfluß 
wird. 
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- Die lnnen1uftfeuchte darf 70 % rel. Luft­
feuchte nicht überschreiten. Diese' Feuch ... 
tebegrenzung muß automatisch erfolgen. 
Der einzusetzende Regler muß Einstellun­
gen zwischen 35 % und 80 % rel. Luft­
feuchte ermöglichen. 

- Konvektionsströme auf grund von Tempe­
raturgradienten dürfen keinen meßbaren 
Einfluß auf die Funktionsstabilitit der ver­
wendeten Apparate haben. 

- Die Messung der Innenraumtemperatur ist 
wie ein Meßplatz zu behandeln, d.h., es 
erfolgt eine kontinuierliche Raumtempera­
turmessung. 

- , Zur Überwachung der Raumfeuchte ist bei 
Überschreitung des vorgewählten Wertes 
ein potential freier Kontakt vorzusehen. 

- Die Heizung ist 2-stufig auszulegen. Jede , 
Stufe muß in der Temperatur frei ein­
stellbar sein. 

- Es ist sicherzustellen, daß die Heizung 
nicht arbeitet, wenn die Lüftermotoren 
ausgefallen sind. 

- Die Funktionsfähigkeit der Lüftermotoren 
ist mit Hilfe von Statusmeldern zu Qber­
wachen. Es sind dazu potentialfreie Kon­
takte erforderlich. 
(Es wird davon ausgegangen, daß nach In­
betriebnahme der Klimaanlage die Lüfter­
motoren im Daueroetrieb arbeiten, d.h., 
auch bei fehlender Anforderung 

- nicht heizen 
- nicht kühlen 
- nicht entfeuchten 

laufen die Lüftermotoren der Klimaan­
lage.) 

- Es ist sicherzustellen. daß die anfallenden 
Kondensate im Klimagerät aufgefangen 

. und nach außen abgeführt werden. Auf­
fang einrichtung und Ablauf müssen so 
aufeinander abgestimmt sein, daß an­
fallendes Kondensat immer ablaufen kann. 

- Zum Schutz des Kompressors ist bei 
Kühlanforderung eine Zeitverzögerung 
von 3 bis 5 Minuten sicherzustellen. 

- Die Betriebszustände "Heizen" und 
"Kühlen" müssen optisch (Glühlampe oder 
LED) angezeigt werden. 

- Das Klimagerät ist mit 
rungsautomaten und 
Schutz-schalter (30 mA 
elektrisch abzusichern. 

einem Siche­
einem FI­
Fehlerstrom) 

Die Klimatisierung ist auszulegen für 

- eine äußere Lufttemperatur von -30 oe bis 
+32 oe, 

- eine äußere relative Luftfeuchte von 20 % 
bis 95 %, 

- eine Außenhauttemperatur von -35 oe bis 
+ 70 oe. 

- eine Schalldämmung von 45 db(A) in 4 m 
Entfernung, 

- Anschluß an 2401400 V/50 Hz Netz, 

- Gebrauchsc:l3uer mindestens 7 Jahre. 
Für die Zeit der Gebrauchsdauer ist die 
Ersatzteilversorgung zu gewährleisten. 

Zu berücksichtigten ist ferner: 

- Lackierung nach Wahl, 
- Garantie: 2 Jahre, abweichend von 

Pkt.6.4, 
- Wartungsintervall: 8 Wochen, 
- Außen angebrachte Rohr- und Elektro-

leitungen müssen gegen Zerstörungen ge­
sichert sein, d.h. entsprechende Schutz­
hüllen haben, 

- Bei Verwendung von zwei Klimageräten 
muß jedes für sich allein arbeiten können 
(Redundanz) . 

2.3.3 Allgemeine Raumausstattung , 

- Beleuchtung. ausreichend für Arbeiten vor 
und hinter den Gestellen. 

- Die Lampen der Deckenleuchten müssen 
gegen mechanische Beschädigung ge­
schützt sein (z.B. ~Verwendung von 
Wannenleuchten) . 
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- Bei Verwendung eines Doppelbodens nur 
hinter den Gestellen muß, sofern erfor­
derlich, die die Höhendifferenz über­
brückende Rampe durch schwarz-gelbe 
Schrägstreifen au~allig gekennzeichnet 
werden. 

- 19"-Gestelle zur Aufnahme der entspre­
chend dimensionierten Meßplätze und 
Schreiber sowie Datenerfassungs- und 
Datenübertragungseinrichtungen. 

- 19"-Gestelle müssen so hoch sein, wie es 
wartungs- und installationstechnisch ver­
tretbar ist; sie müssen gegen Kippen ge­
sichert sein. Im Kopf der Gestelle sind 
wartungsanne Einheiten (Schreiber, Elek­
tronik usw.) unterzubringen. An der 
Rückseite jedes Gestelles müssen Steck­
dosenleisten montiert werden, die alle 
Verbraucher zusammenfassen, so daß der 
Netzanschluß eines Gestelles mit nur ei­
nem Kabel erfolgt. Schalter an den Steck­
dosenleisten müssen gegen unbeabsichtigte 
Verstellung gesichert sein. 

- Arbeitsplatz mit Tisch und Hocker, wobei 
ausreichend Platz für Aufnahme eines 
Meßwertgebers, der Wartungsuriterlagen 
und des nötigen Werkzeugs vorhanden 
sein muß. 

- Ablage für Arbeitsunterlagen und Meß­
platzzubehör und 

- 2 Kleiderhaken. 

2.4 Sonstige Einrichtungen 

2.4.1 Sicherheitstechnische Einrich­
tungen 

- Überwachung der 

- Innenfeuchte; Fehlerstatusanzeige bei 
> 75%, 

- Lüfter der Klimageräte, 
- Innentemperatur, 
- stationsinterne Abschaltung der 

Gesamtstation bei t > 35 oe, 
einstellbar bis min. 45 oe, 

- Einbruchsicherung 
Ein Türkontakt liefert ein Feh­
lerstatussignal, das den nicht abgespemen 

Zustand der Tür anzeigt. Vom War­
tungspersonal muß dies durch Betätigen 
eines Wartungsschalters quittiert werden. 
Eine rote Signallampe im Außenbereich 
der Tür zeigt an, ob die Tür verschlossen 
ist. 

- Feuersicherheit der Bauteile 
Es sind nur feuerbeständige oder schwer 
entflammbare Bauteile (DIN 4102) zu 
verwenden. 

- In der Station ist ein für alle Stationen 
typengleicher Handfeuerlöscher gemäß 
DIN 14 406, zugelassen für die 
Brandklassen B, e und E (min. 3 kg), 
vorzusehen. 

- Lagerung· gesundheitsgefährdender und 
explosiver Gase: 
Werden zur Aufrechterhaltung der 
Messung gesundheitsgefährdende und 
explosive Stoffe eingesetzt, so sind diese 
entsprechend den sicherheitstechnischen 
Vorschriften (Lagerung von 
Druckbehältem; separat belüfteter Stell­
raum) zu lagern. Benachbarte, nur durch 
eine Blechwand abgetrennte Räume, z.B. 
für Zähler, Hauptsicherung usw., sind 
durch eine feuerhemmende Auflage für 
den Brandfall zu sichern. Aus den 
Meßgeräten oder Hilfseinrichtungen 
austretende Stoffe, ·die explosiv und 
gesundheitsgefährdend sind, dürfen nicht 
in der Umgebung abgeleitet werden; sie 
sind zu sammeln und im Rahmen der 
normalen Wartung zu beseitigen. 

- Auf der Außenstelle der Eingangstür sind 
ein Schild mit Blitzpfeil (Schild e nach 
DIN 40 008; s. VDE 0105, Teil 1 Nr. 
11.12.3) und ein Schild mit der Aufschrift 
"Elektrischer Betriebsraum. Zutritt 

. Unbefugten nicht gestattet" anzubringen. 

2.4.2 Meßplatz "Station" 

In einem Einschub sind die folgenden 
Einrichtungen zusammenzufassen: 

- Innentemperatur der Hütte" 

Stationsadresse einstellbar, 
von vom zugänglich, 

LIS-Berichte Nr. 100 (1992) 17 



die eingestellte Stationsadresse muß sicht­
bar·sein, 

Statusmeldungen für: 
Tür nicht verschlossen, 
Schalter BetrieblWartung. 
rel. Feuchte überschritten, 
Lüfter 1 ausgefallen (oberes Klimagerät) , 
Lüfter 2 ausgefallen (unteres Klimagerät, 
sofern vorbanden), 
Unterdruckwächter für Probenahmesy­
stem. 
Strömungswächter für Probenahmesystem, 

- Übernahme des Befehls zum Abschalten 
der Station. 

2.5 

2.5.1 

Allgemeines Probenahme­
system 

Entnahmebedingungen 

Die beiden Probenahme~öpfe für gas- und 
staubförmige Luftverunreinigungen müssen 
sich 3,5 m + 0,5 m über dem Boden befin­
den und auf dem .Meßstationsdach installiert 
sein. Sie dürfen aus wartungstechnischen 
Gründen die Höhe 1,50 m über dem Dach 
nicht überschreiten (s. Bundeseinheitliche 
Praxis bei der Überwachung der Emissionen 
und Immissionen - RdSchr. d. BMI v. 
02.02.83 - U I 8-556134/4, Ziffer n, im fol­
genden BEP genannt). 

2.5.2 Konstruktionsmerkmale 

- Je nach Probennahmekopf für die Geber 
der staub- und gasförmigen luftverunrei­
nigenden Komponenten. 

- Setbsuragende Konstruktion 
Auslegung des Probenahmesystems und 
der Zuleitungen zu den Geräten· nach 
strömungstechnischen Gesichtspunkten 
unter Vermeidung von Konzentrations­
verfalschungen mit möglichst gradHniger 
Leitungführung und Vermeidung scharfer 
Kanten. 

- Gasdichtigkeit ist zwingend vorgeschrie­
ben. 

- Es dürfen ausschließlich Materialien nach 
dem BEP verwendet werden: 
Material für die Probenahmeköpfe: Edel­
stahl rostfrei 
Material für die Probenahmeleitung der 
gasförmigen Komponenten: . 
Borosilikatglas, PTFE; 
(Rohrdurchmesser 40 nun). 

- Kontinuierlicher Probeluftstrom, 

- Für die gasförmigen Komponenten 03' 
NO und N02 soll die VerweUzeit ZWl­

sehen Ansaugung der Sammelprobe aus 
der Atmosphäre und der Einzelpro­
benentnahme maximal fünf Sekunden' be­
tragen. 

- Der Durchsatz soll das 10-fache der Pro­
bemenge betragen, die die angeschlosse­
nen Gasanalysatoren benötigen, minde­
stens jedoch 90 Umin. 

- Bei Überschreitung einer maximal zuläs­
sigen Druckdifferenz von 10 mbar zwi­
schen der Einzelprobeentnahmestelle und 
der· Atmosphäre muß die Pumpe abge­
schaltet werden. 

- Das Staubmeßgerät muß lotrecht unter 
dem Probenahmekopf bei kürzester Pro­
benahmezufuhr aufgestellt werden. 

- Probenansauggeschwindigkeit für die 
Staubkonzentrationsmessung (ohne Vor­
abscheidung) ca. 2,5 m/s (vergl. BEP). 

- Der Probenluftüberschuß ist so aus der 
Station zu führen, daß ein Einfluß auf die 
Meßluft ausgeschlossen ist. Für das PNS 
und die Meßplätze sind getrennte Ab­
gas leitungen vorzusehen. 

- Jegliche Kondensation in der Gasleitung 
vom Probenahmekopf bis zum Anschluß 
am Meßgerät ist weitgehend auszuschlie­
ßen. 

- Gute Zugänglichkeit für Reinigungs­
zwecke. 

- Wartungszyklus entsprechend BEP. 
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2.5.3 Betriebsverhalten 

Anforderungen an die Pumpe des Sammel­
probenahmesystems zur Gasanalyse 

- Wartungsarmer Betrieb: wartungsfreier 
Betrieb mindestens 6 Monate. 

- pulsationsfreie Ansaugung, 

- selbständige Wiederaufnahme des Betrie-
bes nach Stromausfall, 

- lirmgeschützt. 

- Betriebskontrolle durch Fehlerstatussignal 
für den Durchfluß mittels Strö-
mungsüberwachung auf der Druckseite. 

2.5.4 Schnittstelle zu den Analysen­
geräten 

- Vereinheitlichter MeBgeräteanschluß. 
- Selbstdichtende Rohrverbindungen an der 

Probenverteilung für Leitungen 6xl mm 
aus PTFE oder gleichwertigem Material 
(bezüglich Wechselwirkung mit 
Gasprobe). 

- Leitungslänge vom Verteileranschluß bis 
zum Meßgerät darf nur in Ausnahmefällen 
2 m überschreiten. 

2.6 Außenanlagen 

2.6.1 Ableitung des Regenwassers 

Hier sind je nach Auflage des Grundeigentü­
mers oder der Baubehörde drei Möglichkeiten 
gegeben: 

- Anschluß an die Kanalisation, 

- Versickerung mittels Sickergrube. 

- Versickerung von der Oberfläche aus. 

Allgemeine Hinweise 

1. Für die Außenhaut des Containers ein­
schließlich Dach ist eine Gewährleistung 
von 10 Jahren zu garantieren. 

2. Container-Konstruktion, technische Än­
derungen am Aufbau in Abweichung von 
der Grundkonstruktion. alle Elektro­
installationen, Gas- und Verschal­
tungspläne sind zu dokumentieren. Es sind 
nur deutschsprachige Betriebs- und 
Serviceanleitungen zugelassen. Ein­
schlägige Normen (VDElVDVDIN) sind 
einzuhalten. Ersatzteile müssen mindestens 
für 108 Monate nach der letzten Lieferung 
beschaffbar sein. ErsatzteilUsten sind Be­
standteil der Dokumentation. 

3. Eine Abnahme seitens der LIS wird nicht 
erklärt. wenn die Dokumentation fehlt 
oder unvollständig ist. 

4. Die Anzahl der zu liefernden Dokumen­
tationen ist identisch mit der Zahl der zu 
liefernden Systeme und erhöht sich jeweils 
um 4 Exemplare für den internen Dienst­
gebrauch. 
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B. Meßplätze 
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3. Tedtnische Anforderungen an 
die Meßplätze 

. 3.0 Allgemeines 

Für alle in TEMESIMß..JS-Meßplätze 
inkorporierten Analysatoren gelten die in der 
Richtlinie des BMU (Rd.Sehr. des BMU vom 
01.03.1990 - 16 12-556 134/4, Ziffer IV -
6MBl. 1990, S. 242-244) vorgegebenen 
Spezifikationen. 

Sie bleiben unberührt von den Anforderungen 
des vorliegenden Pflichtenheftes. 

Im folgenden sind die wichtigsten Merkmale 
der in TEMES eingesetzten bzw. einsetz baren 
Meßplätze zusammengestellt. 

3.1 Mechanischer Aufbau 

3.1.1 Abmessungen 

Für den Meßplatz stehen folgende 
Höheneinheiten in 19"-Technik zur Verfü­
gung: 

S02 : 18 
NOIN02 : 17 
CO 16 
03 12 
Staub 15 

3.1.2 Einschübe 

Für alle zu messenden Komponenten und 
Steuereinrichtungen sind RoUeneinschübe in 
Teleskopform vorzusehen, wobei durch 
Herausziehen der Einschübe der Betrieb nicht 
unterbrochen wird. Die Breite der Einschübe 
ist durch die 19"-Einschubtechnik 
vorgegeben. Die Einschübe sind mit Lauf­
schienen vom Typ 5.043.006':9 der Flrma 
Knürr auszurüsten. Abweichungen müssen 
von der LIS schriftlich bestätigt werden. 

3.1.3 Schnittstellenstecker 

MeßSignal und alle Steuer- und Betriebsim­
pulse werden über CANNON-Stecker vom . 
Typ 00-50 S, 50p0lig/3reihig nach außen ge­
führt. Der Stecker ist geräteseitig mit der 

Verriegelung Typ 0110279, Größe 00 
(Verschließbügel), gegen zufälliges Lösen zu 
sichern • 

Bei den NO/N02-Meßplätzen ist je ein SteIe­
ker für NO, NOx und N02 vorzusehen, so­
fern alle drei Meßsignale gleichzeitig verfüg­
bar sind. 

Für Geräte ohne SchnittsteUenanpassung bzw. 
Prüfgaseinrichtungen sind nur Stecker und 
Steckerbelegungen entsprechend den zuletzt 
an die US für TEMES gelieferten Meßgerä­
ten zulässig. 

3.1.4 Frontplatten 

Die Frontplatten sind lackiert (Farbe nach 
Absprache) entsprechend RAL-Spezifikation. 
Auf ihr sind Sichtanzeigen der StatUssignale 
und für den Meßgerätebetrleb (EIN/AUS) in 
übersichtlicher und einheitlicher Form zu 
montieren. Sie enthält außerdem alle 
Schaltelemente, die zur Realisierung der in 
Punkt 3.2 aufgeführten Betriebszustände er­
forderlich sind. 

3.1.5 S~ter 

Alle Schaltelemente sind gegen zufälliges 
Betätigen zu sichern. Als gesichert sind z.B. 
anzusehen: Fest einrastende Drehschalter , 
Drucktasten mit Abdeckung, Kippschalter mit 
Sicherung (bevorzugt Drehschalter). 
Drehschalter dürfen nicht mehr Schaltstellun­
gen ausweisen wie erforderlich sind. 

3.2 Elektrik 

3.2.1 M~ 

Ausgangssignal 4 ... 20 mA für umschaltbare 
Meßbereiche (autom. Umschaltung muß auf 
besonderen Wunsch möglich sein) mit echtem 
"live zero" und galvanischer Trennung bei li­
nearer Analysenfunktion (Bürde 2! 600 Q). 
Der Begriff "live zero" ist wie folgt definiert: 
Das Meßsignal muß als Analogsignal 0 bis 
20 mA (eingeprägter Strom) anstehen. Die 
untere Meßbereichsgrenze für das analoge 
6leichstromsignal ist mit 4,0 mA, die obere 
Meßbereichsgrenze mit 20,0 mA festgelegt. 
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Der Wert 0 mA steht am Ausgang des 
Meßverstärkers dann an. wenn eine Störung 
der Stromversorgung oder des Si­
gnalstromkreises vorliegt. Der bei 4.0 mA 
liegende Meßsignalnullpunkt (Anfang Meßbe­
reich) ist so zu realisieren. daß die Einstel­
lung von Nullpunkt und Verstärkung unab-­
hängig voneinander möglich sind. 

Negative Meßsignale (bis zu -25 % des 
Meßbereichsendwertes) sind durch Werte 
zwischen 0 mA und 4 mA am Verstärkeraus­
gang anzuzeigen. 
Abweichungen von dieser Definition bedürfen 
der ausdrücklichen Genehmigung durch die 
US. Die zur Erstellung von Nullpunkt und 
Empfindlichkeit verwendeten Potentiometer 
müssen arretierbare Mehrwendel-Potentio­
meter mit analogen oder digitalen Einstell­
knöpfen sein. 

Die Verwendung einer Anpaßeinheit muß das 
Analysatormeßsignal zusltzlich über Buchsen 
auf der Frontplatte zugänglich sein. 

3.2.2 Betriebsstatus 

Potentialfreie Kontakte und Anzeige für die 
Betriebsstatus (BS; Alternativ-Zustand in 
Klammem): 

a) Gerät ein (Gerät aus, 
b) Automatik 

(Manueller Betrieb, 
c) Eichwert 0 
d) Eichwert 1 
e) Eichwert 2 
t) Betrieb (Wartung, 

BS I, PIN 18) 

BS 2, PIN 19) 
(BS 3, PIN 20) 
(BS 4, PIN 21) 
(BS 5, PIN 22) 
BS 6, PIN 23) 

a-t) Anzeige auf der Frontplatte durch grüne 
LED 

Beim Vorliegen des betreffenden 
Betriebszustandes brennt die LED und der 
Kontakt ist geschlossen. Hinsichtlich mögli­
cher Kombinationen der Betriebsstatus (BS) 
gilt folgendes: 

• 
- Nonnaler Betriebszustand unter Rechner­

steuerung: BS I, 2, 6 
In diesem Betriebszustand müssen alle in 

den Gaswegen befindlichen Magnetventile 
stromlos sein. 

Wenn BS 2 abfällt (Umschaltung von 
Automatik auf manuellen Betrieb) muß 
auch BS 6 abfallen (BetrieblWartung). Die 
Kombination BS I, 6 ist daher unzulässig! 

- BS 6 (BetrieblWartung) kann unabhängig 
geschaltet werden. Die Kombination BS I, 
2 ist also korrekt. 

BS 3 ... 5 können nur alternativ auftreten. 

Im Automatik-Betrieb existieren also die 
, Kombinationen: 

BS 1,2,6 oder BS I, 2 
BS I, 2, 3,6 oder BS 1,2, 3 
BS I, 2, 4, 6 oder BS I, 2, 4 
BS 1,2,5,6 oder BS 1,2,5 

Im manuellen Betrieb ergeben sich die mögli­
chen Kombinationen: 

BS 1 
BS I, 3 
BS I, 4 
BS I, 5 

Alle anderen Kombinationen der 
Betriebsstatussignale sind unzulässig. Im ma­
nuellen Betrieb dürfen vom Rechner über die 
Schnittstelle gegebene Befehle nicht ausge­
führt werden. 

Die Beschriftung der Betriebsstatus (BS)­
Anzeigen auf der Gerätefrontplatte muß lau­
ten: 

BS 1: Gerät ein 
BS 2: Automatik 
BS 3: Eichwert 0 
BS 4: Eichwert 1 
BS 5: Eichwert 2 
BS 6: Betrieb 
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Die AnordnWlg der Betriebsstatus-Anzeigen 
ist in zwei Arten zugelassen: 

a) wie oben angegeben. d.h. in der Reihen­
folge der BelegWlg auf dem 50p0ligen 
Stecker (PINS 18-23); 

b) in zwei Gruppen mit jeweils den BS 1. 2 
und 6 sowie den BS 3. 4 Wld 5. (PIN-Be­
legWlg wie vorgegeben). 

Ausnahmen 

a) Bei Meßplitzen ohne Prüfgasversorgung 
entfallen die BS 3. 4 und 5. 

b) Meßplätze für meteorologische Kompo­
nenten haben mindestens den Be­
triebsstatus 1 Wld 6. 

c) Beim Staubmeßplatz existiert als BS 3 der 
Status "NullpunktlFllterwechsel". 
Die Beschriftung auf der Frontplatte 
lautet: FW + NP. 

Anmerkung: 

Am Schnittstellenstecker • s. Anlage. muß das 
Nullpotential auf PIN 12 liegen. 

Die für die Statusanzeigen auf der Frontplatte 
angebrachten Signallampen müssen mit dem 
Abfall des zugeordneten Statuskontaktes am 
Stecker erlöschen. 
Es muß ein' zentraler Netzschalter für den ge­
samten Meßplatz existieren. Sofern der Meß­
platz aus einem Analysatortell Wld einem ge­
trennten Zusatzeinschub besteht. ist dieser 
Zentralschalter am Zusatzeinschub anzubrin­
gen. Alle zum Betrieb erforderlichen Schalter 
einschließlich Netzschalter befinden sich auf 
der Frontplatte. 

• 

Bei 

a) Ausschalten des gesamten Meßplatzes am 
Zentralschalter • 

b) Ausfall von Sicherungselementen in einem 
getrennten Zusatzeinschub. 

c) Netzausfall 

müssen alle Betriebsstatus-Anzeigen auf der 
Frontplatte verlöschen. Zusätzlich müssen die 
zugehörigen Kontakte am 50p0ligen Stecker 
(PINS 18-23) öffnen. Bei Meßplätzen. die aus 
einem Analysatorteil Wld einem getrennten 
Zusatzeinschub bestehen. darf der Analysator 
zusätzlich einen eigenen Ein-I Aus-SChalter 
haben. 

Bei 

a) Betätigen des Ein-I Aus-Schalters am Ana­
lysator in die StellWlg "Aus" • 

b) Ausfall von Sicherungselementen im 
Analysatorteil. 

c) Lösen des VerbindWlgskabels zwischen 
Analysatorteil Wld Zusatzeinschub 

muß die Betriebsstatusanzeige für BS 1 (Gerät 
ein) verlöschen Wld der Kontakt am PIN 18 
muß öffnen. Die anderen Betriebsstatus-An­
zeigen Wld die zugeordneten Kontakte am 
50p0ligen Stecker (PINS 19-23) müssen in 
dem Zustand verbleiben. der vor der 
SchalterbetätigWlg. dem Sicherungsausfall 
bzw. dem Lösen des Kabels gegeben war. 

3.2.3 Potentialfreie' Kontakte und 
Anzeige für die Fehlerstatus 

Die Art der einzelnen Fehlerstatus (FS)­
MeldWlgen hängt vom Einzelfall ab. Über die 
im konkreten Einzelfall vorzusehenden 
Fehlerstatus-MeldWlgen hat der Auftragneh­
mer ein Konzept vorzulegen. das der Zu­
stimmung der LIS bedarf. 

Generell gelten folgende RandbedingWlgen: 

- Im Gutzustand (d.h. kein Fehler) muß der 
entsprechende Kontakt am 50p0ligen Stek­
ker (PIN 35-40) geschlossen sein. An der 
Frontplatte wird der Gutzustand durch 
eine . leuchtende grüne LED angezeigt. Die 
Lampe muß erlöschen. wenn der Kontakt 
öffnet. 

- Es stehen an der Schnittstelle maximal 
sechs Kontakte für Fehlerstatus-MeldWl­
gen zur ,Verfügung (PINS 35-40). Sollten 
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im Einzelfall mehr als sechs FS-Meldun­
gen notwendig erscheinen, so ist auf der 
Frontplatte die Anzeige von mehr als 
sechs Signalen zulässig. An der Schnitt­
stelle müssen dann zwei oder mehrere 
Signale zusammgefaßt werden. In einem 
solchen Fall muß an der Schnittstelle der 
Kontakt öffnen, sobald einer der auf­
gelegten Fehlerzustände auftritt. Auf der 
Frontplatte erfolgt nur die Signalisierung 
des betreffenden Einzelfehlers. 

- An der Schnittstelle sind ab PIN 35 
zunächst die Fehlerstatus-Meldungen des 
Analysators aufzulegen, die im Fehlerzu­
stand das unmittelbare Verwerfen der 
Meßwerte zur Folge haben müssen. Es 
folgen dann andere Fehlerstatus-Meldun­
gen des Analysators bzw. des Meßplatzes, 
bei deren Auftreten das unmittelbare Ver­
werfen der Meßwerte nicht erforderlich ist 
(Beispiel: Prüfgasversorgung) . 

- Die Anzeige der Feh1erstatus-Meldungen 
auf der Frontplatte muß in der Reihenfolge 
der PIN-Belegung am 50p0ligen Stecker 
erfolgen (PINS 35-40). 

Bei 

a) Ausschalten des gesamten Meßplatzes am 
Zentralschalter, 

b) Ausfall von Sicherungselementen in einem 
getrennten Zusatzeinschub, 

c) Netzausfall 

müssen alle Fehlerstatus-Anzeigen auf der 
Frontplatte verlöschen. Zusätzlich müssen 
alle zugehörigen Kontakte am 50poligen Stek­
ker (PINS 35-40) öffnen. 

Bei 

a) Betätigen des Ein~/ Aus-Schalters am Ana­
lysator in die Stellung" Aus", 

b) Ausfall von Sicherungselementen im 
Analysatorteil , 

c) Lösen des Kabels zwischen Analysatorteil 
und Zusatzeinschub 

müssen alle Fehlerstatus-Meldungen des 
Analysators auf der Frontplatte verlöschen. 
Zusätzlich müssen die zugehörigen Kontakte 
an der Schnittstelle öffnen. Die anderen Feh­
lerstatus-Anzeigen und die zugeordneten 
Kontakte am 50p0ligen Stecker müssen in 
dem Zustand verbleiben, der vor der Schal­
terbetätigung, dem Sicherungsausfall bzw. 
dem Lösen des Kabels gegeben war. 

3.2.4 Ausführung der Kontakte 

Ausführung der potentialfreien Kontakte zu 
2.2/2.3. als Relaiskontakte oder Optokoppler; 
bevorzugt: Relais. 

3.2.5 AJbs~haltung 

Rechnergesteuerte Abschaltung des Meßplat­
zes ist möglich, wird jedoch nicht gefordert. 
Abschaltung des MeßplatzeslMeßgerätes über 
Hauptschalter erfolgt allpolig. (Schutzleiter 
ausgeschlossen) . 

3.2.6 Steeker-(PIN)-BeIegung 
(siehe auch Anlage 
Schnittstellenplan) 

Die eingezeichneten Kontakte für die. Be­
triebs- und Fehlerstatusübermittlung stellen 
meßgeräteseitig Kurzschlüsse zwischen den 
PINS des DEE-Schnittstellensteckers dar. 
Ähnliches gilt für die Ansteuerung der Be­
fehlsrelais für Eichwertaufgabe. Die 
Schaltkontakte befinden sich in der DEE: die 
Versorgungsspannung (max. 100 V, 500 mAl 
wird vom Meßgerät aus in die DEE einge­
speist. 

3.2.7 Spannung 
• 

Betriebsspannung 220 V, 50 Hz. 

3.2.8 Zeitverhalten des vollständigen 
Meßplatzes 

tlO (Totzeit) :s; 20 s 

~O (Einstellzeit) :s; 120 s 
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Das Zeitverhalten bezieht sich auf den ge­
samten Meßplatz bei Prüfgasaufschaltung für 
alle Prüfwerte. 

3.2.9 Meßgeräte ohne 
Schnittstellenanpassung bzw. 

Angaben zu den Eichgasen beziehen sich auf 
o °C und 1013 Hektopascal. Zweipunkt-. 
kalibrierungen (ein Nullgas und ein Eichgas) 
sind nur mit schriftlicher Zustimmung der 
LIS zulässig. 

Prüfgaseinrlchtungen S02: 

Bei Meßgerätelieferung ohne Schnittstellenan­
passung bzw. Prüfgaseinrichtungen müssen 
die Meßgerätefunktionen und Fehlerüber­
wachungssignale den zuletzt an die LIS für 
TEMES gelieferten Ausführungen entspre­
chen. 

3.2.10 Neue Geräte 

Werden andere Analysatoren angeschafft, als 
bisher in TEMES eingesetzt. so ist die 
Überwachung von Fehler- und . 
Bettiebsstatussignalen sowie deren Ausgabe 
an einem geeigneten Stecker mit der LIS ab­
zusprechen. 

3.3 Prüfgastechnik 

3.3.1 Prüfgasleitungen 

Die Prüfgasleitungen sind so auszuführen, 
daß keine Inhomogenitäten des Drucks, der 
Temperatur, der Strömungsgeschwindigkeit 
und der Zusammensetzung erzeugt werden, 
welche die Funktion der Kalibrierapparate 
oder der Meßwertgeber beeinträchtigen. Prüf­
und Meßgas dürfen ausschließlich mit Lei­
tungsmateria1ien aus PI'EE, Glas oderande­
ren Materialien in Berührung kommen, die 
mit dem Prüf- oder Meßgas nicht in Wech­
selwirkung treten. 

3.3.2 Null- und Prüfgase 

3.3.2.1 

Es sind ein Nullgas und zwei Eichgase bzw. 
Eichgasgemische im Verhältnis 1:2 erforder~ 
lich. Die Cirka-Angaben zur 
Prüfgaskonzentration geben dabei den Bereich 
vor, in dem diese Konzentrationen liegen 
müssen (Prügasqualität s .. Punkt 3.3), Alle 

Ein Nullgas und zwei Eich~ase mit ca. 
0,45 rng und ca. 0,9 rng SOirn • 

N01N02: 

a) Ein Nullgas und zwei Eichgasgemische 
mit Konzentrationen von ca. 0,4 mg 
NO/rn3 und ca. 0,3 rng N02/rn3 bzw. ca. 
0,8 rng NO/rn3 und ca. 0.6 rng N02/rn3. 
Im manuellen Betrieb muß darüber hinaus 
reines NO (ca. 0.95 mglrn3) als Prüfgas 
angeboten werden. 

Die NOIN02-Prüfgasgemische dürfen kein 
Ozon enthalten. 

b) Nach Absprache mit der LIS ist es zulis­
. sig, die Prüfung des Meßgerätes nur mit 

NO vorzunehmen (Prüfgaskonzentrationen 
wie unter a». 

CO: 

Ein Nullgas und zwei Eichgase mit ca. 15 rng 
und ca. 30 rng CO/rn3. Wird für die CO-Mes­
sung das Meßgerät HORIBA APMA 300E 
verwendet, entfällt ein Kalibrierpunk:t. Die 
Betriebsstatustechnik bleibt davon unberührt. 

0 3: 

Ein Nullgas und zwei Eichgase mit ca. 
0,1 mg und ca. 0,2 mg O]lrn3, 

3.3.2.2 

Null- und Prüfgase sind drucklos « 25 mm 
WS) im Überschuß am Meßgeriteeingang 
anzubieten. Interne Kalibriersysteme bedürfen 
der besonderen Zustimmung der LIS. 
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3.3.2.3 

Nullgas und Trägergas sollen nach Möglich­
keit aus aufbereiteter Luft erzeugt werden. 
Restverunreinigungen müssen unterhalb der 
Nachweisgrenze liegen. 

3.3.2.4 

Nullgase und Prüfgase dürfen keine 
Verunreinigungen enthalten, die ein signifi­
kantes Störsignal entstehen lassen oder die die 
Zusammensetzung des Prüfgases durch Reak­
tion, Sorption oder Penneation nachteilig ver­
ändern oder die die Funktion des Meßplatzes 
vorübergehend oder dauernd erheblich beein­
trächtigen. 

3.4 Geforderte Prüfgasqualität 

3.4.1 

Die Prüfgasqualität von Prüfgaseinrichtungen 
muß besser sein als die Meßqualität des 
nachgeschalteten bzw. mit Prüfgasen zu 
versorgenden Meßgerätes. Die auf der Basis 
von Halbstundenmittelwerten durch Regressi­
onsrechnung bestimmte monotone Drift muß 
vom Hersteller oder Lieferer bei Angebotsab­
gabe unter Offenlegung aller Versuchsbedin­
gungen und -abläufe bekanntgegeben und auf 
Verlangen der LIS nachgewiesen werden. 

3.4.2 

Die auf der Basis minütlicher Abtastwerte 
über einen Zeitraum von 60 Minuten erhal­
tene Standardabweichung darf nicht größer 
sein als 3 % des Mittelwertes. Dabei ist der 
Meßbereich in mindestens 200 gleiche Klas­
sen zu unterteilen. 

3.4.3 

Die auf der Basis von Halbstundenmittelwer­
ten über einen Zeitraum von 24 Stunden er 

haltene Standardabweichung darf nicht grÖßer 
sein als 2 % des Mittelwertes. 

3.4.4 

Bei Verwendung von VerdÜDnungssystemen 
gelten die unter 3.3.1, 3.3.2 und 3.3.3 
genannten Bedingungen bzw. Werten für das 
VerdÜDnungsverhältnis. 

3.5 Druckgase 

3.5.1 

Zur Nullgas- und Prüfgasversorgung können 
in speziellen F"allen und mit Zustimmung der 
LIS auch Druckgase verwendet werden. Der 
Bezug der Druckgase (max. 10-I-Flaschen) 
muß bei der rlI11l3 Messer Griesheim, Ober­
hausen, möglich sein. Die rnmenspezifika­
tionen sind anzugeben. 

3.5.2 

Bei Verwendung von Druckgasflaschen soll 
beim Unterschreiten eines Minimaldruckes 
(einstellbarer Kontakt) durch Öffnen des Kon­
taktes ein Fehlerstatussignal an die Schnitt­
stelle abgegeben und auf der Frontplatte des 
Meßplatzes optisch angezeigt werden. Auf 
Punkt 2.3 wird hingewiesen. 

3.6 AUbgase 

Die Abgase des Meßplatzes sind durch che­
misch-physikalische rtiter aufzuarbeiten. 

4. Allgemeine· Forderungen 

4.1 Baugleichheit 

Umfaßt der Lieferumfang mehr als ein Gerät, 
müssen alle Geräte in gleicher Bauaus~g 
geliefert werden. Die Forderung gilt auch für 
die Verdrahtung einschließlich der Kabel­
bäume. 
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4.2 Erforderliche Me8bereiche 
und Nachweisgrenzen 

Schadstoff Meßbereich Nachweisgrenze 
ppm ppb 

S~ 0,7 3 

NO 1 5 

N02 1 5 

CO 50 250 

03 0,2 2 

Zusätzliche, insbesondere kleinere Meßberei~ 
che sind erwünscht. Der angebotene M~ 
reich bedarf der ausdrücklichen Bestätigung 
durch die USo 

4.3 Schulung 

Kostenlose Schulung von Wartungspersonal 
während des Probebetriebes durch den Her­
steller in der USo Bei lieferung von bis zu 
fünf Geräten ist eine umfassende Schulung 
einmal durchzuführen, bei bis zu zehn Gerä­
ten zweimal, bei mehr als zehn Geräten drei­
mal. 'Andere Schulungsvorschläge müssen 
von der US schriftlich bestätigt werden. 

4.4 Dokumentation 

- Detaillierte Gas- und Verschaltungspläne 
nach DINNDINDE, 

- Deutschsprachige Betriebs- und War­
tungsanleitungen, die bei entsprechender 
Sachkenntnis Reparaturen innerhalb der 
LIS ermöglichen, 

- detaillierte Ersatzteillisten für jedes Teil­
system, 

- Die Zahl der zu liefernden Dokumenta­
tionen ist identisch mit der Zahl der zu lie­
fernden Meßplätze und erhöht sich jeweils 

um ein Exemplar für den internen Dienst­
gebrauch. 

Der Probebetrieb durch die US wird nicht 
aufgenommen. und die lieferung gilt als 
nicht erfüllt. wenn die Dokumentation fehlt 
oder unvollständig ist. 

4.5 BMU-Prüfung 

Für den Analysator muß eine erfolgreiche 
Prüfung nach bundeseinheitlichen Richtlinien 
(BMU) erfolgt sein. Auf Verlangen der US 
ist 6 Wochen vor lieferung ein Meßplatz zu 
Testzwecken kostenlos zur Verfügung zu 
stellen. 

4.6 Einhaltung von Vorschriften 

Die im Pflichtenheft erfolgten Querverweise 
auf die einzuhaltenden Vorschriften und 
Richtlinien sind unbedingt zu befolgen. Es ist 
daher für den Auftragnehmer zwingend not­
wendig. alle infrage kommenden Vorschriften 
und Richtlinien zu kennen und mit deren An­
wendungen vertraut zu sein. Abweichungen 
von diesen Bestimmungen bedürfen immer 
der schriftlichen Zustimmung durch die LIS. 
In dem nachfolgenden Katalog sind die wich-

. tigsten Vorschriften und Richtlinien genannt. 
Der Katalog erhebt keinen Anspruch auf 
Vollständigkeit. 

- RdSchr.d. BMI vom 19.08.81, 
U ll8-556134/4, . 

- RdSchr. d. BMU vom 01.03.90, 
I G2-556134/4, Ziffer II und IV, 

- Druckbehälter-Verordnung (Druckbe V) 
mit technischen Regeln Druckbehälter 
(TRB), 

- Strahlenschutzverordnung (StriSch V), 

- Alle Sicherheits- und Laborrichtlinien, 
soweit anwendbar, 

- TA Länn. 

- VOI 2449/3786, 
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- VDE 
0022/0100/010110105/0106/0185/0199 , 

- DIN 
6/406/4102114406/40008/40700/40703, 

- DIN 
40711140713140715/40717140719/40900, 

- DIN 42400/66001. 

Sofern endgültige Vorschriften nicht vorlie­
gen, gelten für die LIS die letzten Entwürfe. 
soweit sie veröffentlicht sind. 

4.7 Gebrauchsdauer 

Die Gebrauchsdauer ist definiert als Zeit­
spanne zwischen Inbetriebnahme des Meß­
platzes und endgültiger AuBerdienststellung. 
Als Gebrauchsdauer dieser Geräte werden 
mindestens 84 Monate I)ach Inbetriebnahme 
der Geräte angesetzt. Während der Ge­
brauchsdauer müssen Ersatzteile listenmäßig 
verfügbar sein. 

4.8 Transportierbarkeit 

Die Meßgeräte müssen den Umwelteinflüssen 
bei evtl. Lagerung und den Belastungen beim 
Transport zum Aufstellungsort und bei Stand­
ortwechsel standhalten. Entsprechende 
Vorkehrungen sind zu treffen und Transport­
vorschriften anzugeben. 

4.9 Erschütterungsumempfind-
lichkeit 

Die Meßgeräte müssen so gebaut sein, daß 
durch evtl. auftretende ErsChütterungen keine 
Meßfehler und keine Beschädigungen auftre-
ten können. ' 

4.10 Verhalten bei Netz­
Spannungsausfall 

Die Umschalteinrichtung "Messen-Nullpunkt­
Kalibrieren" der im Gerät inkorporierten 

Kalibriereinrichtungen muß im Ruhestand auf 
Stellung "Messen" stehen. 

- Verhalten nach Beendigung des Netz­
Spannungsausfalls: 
Sofortige Wiederaufnahme des Geräte­
betriebs. Ausfall von max. 4 Halbstun­
denmittelwerten zulässig. Ausnahme: Nur 
mit besonderer Zustimmung der LIS. 

- Volle Funktionstüchtigkeit nach Wartung 
innerhalb von zwei Stunden. Ausnahme: 
Nur mit besonderer Zustimmung der LIS. 

4.11 Wartung 

Das Wartungsintervall muß mindestens einen 
Monat betragen. 
Der Wartungszyklus muß entweder in der 
Service-Anleitung besonders ausgewiesen 
sein. oder er bedarf der besonderen schriftli­
chen Bestätigung durch den Hersteller. 

4.12 Versorgung mit Hilfsstoffen 

Bereitstellung von Reagenzien und Betriebs­
gasen für den Zeitraum eines Wartungsinter­
valls. 

Werden für Kalibrierungszwecke Druckgase 
eingesetzt, so gelten folgende Randbedingun­
gen: 

- Druckgasbehälter haben ein Volumen von 
max. 101. 

- Bei einer Entnahmezeit von täglich jeweils 
16 min. für Nullgas und die Eichwerte 1 
und 2 muß die Standzeit der Druckgasbe­
hälter mindestens das Zweifache des War­
tungsintervalls betragen. 

4.13 Servicefreundlichkeit 

Einschubbauweise. wobei die Einschübe mit 
gleichartigen Einschüben anderer Baustufen 
austauschbar sein müssen. Modularer Aufbau 
in, Funktionseinheiten, leicht lösbare und gut 
zugängliche Befestigung der Module im Ein­
schub. 
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4.14 Verfügbarkeit 

Diese beschreibt den Zeitanteil. während des­
sen verwertbare Meßwerte zur Luftqualität 
anstehen. Die so definierte Verfügbarkeit der 
Meßeinrichtung muß mindestens 85 % der 
möglichen Halbstundenwerte bettagen, anzu­
streben sind 90 %. Der Zeitaufwand für 
Wartung und Kalibrierung ist zu berücksich­
tigen. Diese Zeiten gelten als nicht verfügbar. 

4.15 Me8geräterückseite 

Auf der Meßgeräterückseite sind die folgen­
den Anschlüsse anzubringen: 

- Anschlüsse für Zu- und Abführung von 
gasförmigen oder flüssigen Hilfsstoffen 
sowie der Meßluft und Abluft; dabei sind 
gut zugängliche. selbstdichtende An­
schlüsse für PfFE-Schlauch (4 mm In­
nendurchmesser. 1 mm Wandstärke) oder 
gleichwertiges Material bezüglich der 
Wechselwirkung mit den zu transportie­
renden Medien zu verwenden. 

- Die vom Hersteller verwendeten Rohran­
schlüsse müssen im Angebot besonders 
ausgewiesen sein. Typenbezeichnung und 
Lieferer sind anzugeben. 

4.16 Flnheitliche Verdrahtung 

Einheitliche Verdrahtung in bezug auf Lage 
der Kabelbäume und Farbe der Schaltdrähte 
(komponentenbezogen) ist erforderlich. Die 
Drahtfarben sind in den Schaltplänen minde­
stens an allen Löt-(Schraub)Stellen anzuge­
ben. Einschlägige Normen (DIN 47100) 
bezüglich der Farbzuordnung für elektrische 
Leitungen sind einzuhalten. 

4.17 Beschriftung 

AUe Beschriftungen am Meßplatz (Meßgerät) 
müssen so ausgeführt sein. daß sie harter 
mechanischer Beanspruchung standhalten. 

Zugelassen sind nur Gravuren. Andere Be­
schriftungsarten bedürfen der Zustimmung 
der US. 
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C. Vertragsbedingungen 

LIS.Berichte Nr. 100 (1992) 33 



5. Vertrapbedingungen des Landes NRW 

34 

Zusätzliche Vertragsbedingungen des Landes NRW (ZVB - NRW) 

mit den 

Allgemeinen Bedingungen für die Ausführung von ~istungen 
Tell B der Verdlngung'ordnung ,Ur leistungen (ausgenommen Bauleistungen) (VOl/S) 

Inhaltsübersicht 

1. Sachlicher GeltungsbereIch 

2. Art und Umfang der leistungen 

3. Änderung der leistung 

4. AusfOhrungsunterlagen 

5. Ausführung 

6. Beginn der Leistungen 

7. Behinderung und Unterbrechung der leistungen 

8. Art der Anlleferung und Versand 

9. Lösung des Venragsverhältnlsses durch den Auftraggeber. Verzug des Auftragnehmers 

10. Lö~ung des VertragsverhältnIsses durch den Auftragnehrner 

11. Versicherungspflicht und Haftung des Auftragnehmers für Verletzung von Schutzrechten 

12. Vertragsstrafe 

13. GüteprOfung. GefahrObergang. Abnahme und Ablleterungsort 

14. Gewährleistung 

15. Rechnung 

16. StundenlohnarbeIten 

17. Bezahlung 

18. SicherheItsleistung 

19. Streitigkeiten 

20. Vertragsurkunde 

YOL 8.· ZVß.NRW mit VOLIB (Langfaatung) 
Stand 03/89 

I Recyclingpapier - 100 ... Altpapier. eBpaIt energie. AoMtofle und Abfr 'li 
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1. Sachlicher Beltungsberelch (VOL/B § 1) 

Die nachstehenden Allgemeinen Bedingungen gelten fOr leistungen alle, Art aus Kauf-. Werk· und 
Werklleferungsvertrlgen. Sie gelten fOr andere Vertrlge Ober LeIstungen entsprechend. Sie gelten 
nicht fOr Bauleistungen Im Sinne der VerdIngungsordnung tOt Bauleistungen. 

Die Rechte und Pflichten der Parteien aus den allgemeinen gesetzlichen Vorachrlften bleiben 
unberührt, soweit In dle .. n Allgemeinen Bedingungen nichts anderes bestimmt Ist. 

2. Art und Umfang der leistungen (VOL/B § 2) 

1. Art und Umfang der beiderseitigen Leistungen wenten durch die vertraglichen Abmachungen 
geregelt. Maßgebend fOr die vertraglichen Abmachungen sind: 
a) die Beschreibung der Leistungen einschließlich der Zeichnungen und die besonderen 

Bedingungen des Einzelfalles, 
b) die technischen und Flchvorschrlften für die Jeweiligen leistungen. 
c) die Allgemeinen Bedingungen tor die AusfOhrung von leistungen. 
Bel Unstimmigkeiten gelten die vertraglichen Abmachungen In der vorstehenden Reihenfolge. 

zu § 2 Nr. 1 

1. Es gelten nacheinander als VertragsbestandteUe: 
-das Auftragschreiben. 
- im Auftragschreiben angegebene. tee h n I s ehe Vertragsbedingungen sowie Im Auftragschrei-

ben näher bezeichnete B e s ehr e I b u n gen und Z e Ich nun gen oder Mus t e r -
stOcke, 

- Im Auftragschreiben angegebene B e s 0 n der e bzW Erg A n zen d e Ver t rag s b e d I n­
gunge,n, 

- diese Z u sät z I Ich e n Ver t rag s b e d I n gun gen (ZVB-NRW) zu den Allgemeinen 
Bedingungen für die AusfOhrung von leistungen, 

- die A II 9 e m ein e n B e d I n gun gen f 0 r die Aus f 0 h run 9 von Lei 8t u n gen 
(VOL/B) - Tell B der Verdingungsordnung für Leistungen (ausgenommen Baulelstungen) -. 

2. Anderslautende Geschäfts-, Uefer~ oder Zahlungsbedingungen des Auftragnehmers werden nicht 
Bestandteil des Vertrags. Abweichungen von den In Nr. 1 angegebenen VertragsbestandteIlen wie 
auch mOndliche Abreden gelten nur, wenn der Auftraggeber sie schriftlich bestAtlgt hat. Dies gilt 
nicht für einen angebotenen Skontoabzug. 

3. Rechtswirksam sind nur schriftliche und unterschriebene Aufträge des Auftraggebers. Der Auftrag­
nehmer hat den Empfang eines Zuschlags oder Auftrags Innerhalb von 7 Tagen (gerechnet ab Post· 
stempeldatum des Auftragschreibens) dem Auftraggeber schriftlich zu bestätigen. Kommt der 
Auftragnehmer mit der Bestätigung In Verzug, so kann der Auftraggeber nach Ablauf einer von Ihm 
gesetzten Nachfrist vom Auftrag ~urOcktreten. . 

4. Die im Angebot angegebenen Preise sind - wenn nichts anderes ausdrOckllch vereinbart Ist - feste 
Preise, durch die sämtliChe Leistungen des Auftragnehmers einschließlich Fracht. Verpackung und 
sonstige Kosten und Lasten abgegolten sind. . 
Auf die Verordnung PR Nr. 30/53 Ober die Preise bei öffendlchen Aufträgen wird hingewiesen. 

2. Wird nach Muster bestellt, so Ist das Muster maßgebend. Der Verbleib der Muster bestimmt sich 
nach den vertraglichen Abmachungen. 

3.0b der Auftraggeber oder Auftragnehmer die Kosten tor die nach Art und Umfang notwendigen 
GOteprüfungen und die Kosten für die dazu erforderlichen ArbeItskrifte, Maschinen, Gerite und 
Betriebsstoffe zu tragen hat, Ist von Fall zu Fall zu vereinberen. Bel der GOteprüfung unbrauchber 
gewordene Stücke werden mangels abweichender Vereinbarung auf die Leistung nicht 
angerechnet. 

zu § 2 Nr. 3 

Der Auftragnehmer trägt die Kosten für die nach Art und Umfang notwendige GOteprOfung. Er hat die zu 
GOteprotungen erforderlichen Arbeitskräfte, Räume, Maschinen, Geräte, PrOfeinrichtungen und Be­
triebsstoRe ohne Anspruch auf besondere Vergütung zur VerfOgung zu stellen, soweit die GüteprOfung 
den vereinbarten oder üblichen Rahmen nicht überschreitet. Eine hierüber hinausgehende GOteprOfung 
bedarf hinsichtlich der Regelung der Vergütung einer besonderen Vereinbarung. 
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3. Änderungen der Leistung (VOL/S § 3) 

1. Der Auftraggeber kann n.chttigllch noch Anderungen In der Besch.ffenhelt der Lel.tungen Im 
R.hmen d,r Lel.tung.fählgkelt des Auftragnehmers verl.ngen. 

2. Warden durch Anderung der Lel.tungen oder durch .ndere forderungen des Auftraggebers die 
Grundlagen der Prel.berechnung fOr eine In den vertraglichen Abmachungen vorge.ehene lei­
stung verlndert; so .Ind neue Preise unter. BerDckslchtlgung entstehender Mehr- oder Mlnder­
ko.ten zu verelnbaran. 

zu t 3 Hr.2 
1. Der Auftragnehmer hat auf Vertangen die durch die Anderung der leistung bedingten Mehr- oder 

Mlnderkosten nachzuweisen. 
Die neuen Preise sind schriftlich vor fileglnn der AusfDhrung der LelstungsAnderung zu vereinbaren. 

2. Bel marktgängigen serienmißlgen Erzeugnissen, fDr die Preise Je Einheit Im Vertrag vorgesehen sind, 
- Ist der Auftragnehmer verpftichtet, Mehrleistungen bis zu 10 \tH. der Im Vertrag festgelegten 

Meng.n zu den Im Vertrag festgelegten Preisen Je Einheit zu erbringen 
- begrOnden Minderungen bis zu 10 \tH. der Im Vertrag festgelegten Mengen keinen Anspruch auf 

Anderung der Im Vertrag festgelegten Preisen Je Einheit. 
Auf Verlangen sind neue AusführungsfrIsten zu vereinbaren. 

3. L.I.tungen, dl. d.r Auftr.gnehmer ohne Auftrag oder unter eigenmächtiger Abweichung von den 
vertraglichen Abm.chungen .u.fOhrt, werden nicht veraUtel Solche leistungen h.t er .uf Verl.n­
gen Innerh.lb einer .ngem •••• nen Frl.t zurDckzun.hm.n oder zu beseitigen, wldrlgenf.lI •• Ie .uf 

.•• In. Ko.t.n und Gef.hr zurDckgeundt oder be.eltlgt werd.n können. Ein. Vergütung .t.ht Ihm 
Jedoch zu, wenn der Auftragg.ber .olche Lel.tungen nachtriglIch .nnlmmt. 
Walterg.h.nde An.prüche des Auftraggebera blelbenunberDhrt. 

4. Ob Verp.ckung •• toffe Eigentum d •• Auftr.gn.hm.ra bleiben oder In d •• Eigentum d •• Auftragge­
bera gegen oder ohne be.onder. Vergütung übergehen, rlcht.t sich n.ch den vertr.gllchen 
Abm.chungen. 

zu § 3 Hr. 4 
1. Verpackungsstoffe gehen, wenn nichts anderes vereinbart Ist, ohne Anspruch auf besondere 

Vergütung in das Eigentum des Auftraggebers über. 

2. Ist vereinbart worden, daß Verpackungsstoffe nicht In das Eigentum des.Auftraggebers Obergehen, 80 
werden sie ohne Gewähr für die Beschaffenheit zurOckgesandt. Die Kosten einer etwaigen 
Rücksendung trägt der Auftragnehmer. 

3. Wird In gemieteten Behältern geliefert, so hat der Auftragnehmer, wenn nichts anderes vereinbart Ist, 
keinen Anspruch auf besondere VergOtung der MletgebOhren. 

4. Ausführungsunterlagen (VOL/S § 4) 

1. Der Auftraggeber h.t dem Auftr.gnehmer dl. für die Au.führung erforderlichen Unt.rlagen 
un.ntgeltllch und rechtzeitig zu übergeben. 

zu § 4 Nr. 1 

1. Der Ausführung dürfen nur Unterlagen zugrundegelegt werden, die vom Auftraggeber ausdrücklich 
als zur Ausführung bestimmt gekennzeichnet sind. 

2. Die Verantwortung und Haftung nach dem Vertrag, Insbesondere nach § 5 Nr. 1 Satz 1 und § 14 
VOL/B. werden durch Nr. 1 nicht eingeschränkt. 

3. OIN-Normen, VOE-Bestimmungen, die Bestimmungen des Ausschusses für Ueferbedlngungen und 
Gütesicherung (RAL) u.ä. hat sich der Auftragnehmer ohne Anspruch auf besondere Vergütung selbst 
zu beschaffen. 

4. Zeichnungen, Beschreibungen oder andere AusfOhrungsuntertagen, die dem Auftragnehmer zur Ver. 
fügung gestellt worden sind, dürfen nur mit schriftlicher Zustimmung des Auftraggebers zur Ausfüh­
rung von Leistungen für andere verwendet werden. Diese Ausführungsuntertagen sind, wenn nichts 
anderes vereinbart ist, vertraulich zu behandeln. Bel unbefugter Verwertung oder Mitteilung Ist der 
Auftragnehmer für dem Auftraggeber entstehende Schäden verantwortlich. 

2. Der Auftr.ggeber kann von dem Auftr.gnehm.r die Vorlage der Unterl.gen, die dieser n.ch den 
technl.chen oder Fachvor.chrlften (vgl. B I 2 Nr. 1 b) nicht zu be.ch.ffen h.t, nur .uf Grund 
besonderer Verelnb.rungen verlangen. 

zu § 4 Nr. 2 
Betrlebs-, Bedlenungs-, Gebrauchsanweisungen und dgl.slnd auch ohne besondere Vereinbarung der 
zu erbringenden Leistung beizufügen. 
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5. AusfOhrung (VOl/B § 5) 

1. Der Auftragnehmer hat die leistungen unter eigener Verantwortung nach den vertraglichen Abma­
chungen euszufOhren. Dabei hat er die Handelagebrluche, die anerkannten Regeln der Technik 
sowie die f;El8etz1lchen und behö~lIchen Vorachrlften zu beachten. 

Gegenüber leinen Arbeitnehmern Ist der Auftragnehmer tOr die ErfOliung der geletzllchen, polizei­
lichen und beruflgenol .. nlchaftUch.n Verpfllchtung.n v.rantwortllch. el Ist au .. chll.Bllch IIlne 
Aufgab., unter B.achtung besteh.nder Tarlfvertrige die Vereinbarungen und Maßnahm.n zu 
tr.ffen, dl. IIln VerhAlln" zu den ~elln.hmern reg.ln. 

zut 5 Nr.1 

1. Die In den Verdlngungsuntertagen genannten \t)rschrtften und Bestimmungen sind 
- bei Öffentlicher Ausschreibung In der am Tag der Bekanntmachoog der AUSlChrelbung, 
- bei Beschrlnkter Ausschreibung oder FreIhAndIger Vergabe In der am Tag der Aufforderung zur 

Angebotsabgabe (Brlefdatum) gOltlgen Fassung maßgebend. 

2. Der Auftragnehmer verpflichtet sich, nur Gegenat6nde zu llefem, die Im Zeitpunkt der Ue'erung den 
In der Bund8lrepubllk Deutschland durch die gesetzlichen Unfallvel'llcherungstriger In Kraft gesetz­
ten Unfallverhütungsvol'lchrtften (autonome Rechtsnormen), den sonstigen Arbeltsschutzvorschrlf­
ten sowie den allgemein anerkannten sIcherheItstechnIschen und arbettsmedlzlnlachen Regeln 
entsprechen. Stellt sich nach der PrOfung heraus, daS die vorgenannten \t)raChrtften und anerkann­
ten Regeln nicht erfOllt werden, 80 verpflichtet sich der Auftragnehmer, nachtrIglIch die MAngel 
unentgeltlich zu beseitigen. 

3. Der Auftragnehmer bleibt für die leistung auch dann verantwortlich. wenn.der Auftraggeber die für 
die AusfOhrung der leistung erforder1lchen PlAne. Zeichnungen und Berechnungen geprOft und 
nach diesen bestellt hat 

4. Der Auftragnehmer hat ohne Anspruch auf besondere Vergütung alle zur VerhOtung von Peraonen­
und SachschAden notwendigen \brkehrungen zu treffen. Das gilt besond.rs tor \t)rslchtsregeln, die 
nach den UnfaliverhOtungsvol'lchrlften der Berufsgenossenlchaften zur Sicherung lelner 
Arbeitnehmer erfordertich sind. 

5. Der Auftragnehmer hat bel Leistungen In RAumen oder auf GrundstOcken des Auftraggebel'l seine 
Arbeitnehmer anzuhalten. Anweisungen der zuständigen Bediensteten zu befolgen. Zuwiderhandeln­
de kOnnen sofort von der Arbeitsstelle entfemt werden. VeratOSt der Auftragnehmer trotz wiederhol­
ter Warnung gegen derartige AnweIsungen. 80 kann der Auftraggeber ohne Frlstsetzung vom Vertrag 
zurOcktreten oder den Vertrag mit sofortiger Wirkung kündigen. 

6. FOr Personen- und SachschAden haftet der Auftraggeber unbeachadet seiner Haftungsverpflichtung 
nach den gesetzlichen \t)rschrtften nur, soweit die SchAden durch sein Verschulden oder das 
Verschulden seiner Bediensteten (Erfüllungsgehilfen nach S 278 BGB) verursacht sInd. 

Die Bewachung und Verwahrung der dem Auftragnehmer und seinen ArbeItnehmern gehörenden Ar­
beltsgeräte, ArbeItskleIder usw und der von dem Auftraggeber beigesteIlten Stoffe und Gerlte sind, 
auch während der ArbeItsruhe, Sache des Auftragnehmel'l. Der Auftraggeber Ist hlerfOr auch dann 
nicht verantWortlich, wenn sich diese GegenstAnde In seinen RAumen oder auf seinem GrundstOck 
befinden. . 

7. Hat der Auftraggeber auf Grund gesetzlicher \t)rsehrtften Arbeltnehmem des Auftragnehmers Ersatz 
zu leisten wegen Personen- oder SachschAden. die bei oder gelegentlich der AusfDhrung des Auf­
trags entstanden sind. so steht Ihm Rückgriff gegen den Auftragnehmer zu. wenn die SchAden durch 
Verschulden des Auftragnehmers oder seiner Arbeitnehmer herbelgefDhrt worden sind. 

8. Hat ein VersChulden des Auftraggebers oder seiner Bediensteten (ErfDllungsgehlifen nach § 278 
BGB) mitgewirkt, so flnd~ § 254 BGB Anwendung. 

2. Ist mit dem Auftraggeber vereinbart, daß er lieh von der vertraglmABJgen AusfOhrung der Lelltun­
gen unterrichten kann, 10 Iit Ihm Innerhalb der Geachifts- oder BetrIebsstunden zu den Arbeltl­
plätzen, WerkltAtten und ugerriumen, In denen die Gegenltinde der Leistungen oder Teile von 
Ihnen hergeltellt oder die hierfOr bestimmten Stoffe gelagert werden, ZUtrftt zu gewähren. Auf 
Wunlch lind Ihm die AUlfOhrungsunterlagen zur Einsicht vorzulegen und die erforderlichen 
Auskünfte zu erteilen. 

Auf Preisgabe von Fabrfkatlons- oder Geschäftsgehelmnls .. n des Auftragnehmer. hat der 
Auftraggeber keinen Anlpruch. 

Alle bei der Besichtigung oder aUI den Unterlagen und der sonstigen Unterrichtung erworbenen 
Kenntnisse von fabrikation ... oder Geschäftsgehelmn' .. en sind vertraulich zu behandeln. Bel 
mißbräuchlicher Benutzung haftet der Auftraggeber. 
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zu 15Nr. 2 
1. Der Auftraggeber Ist 'berechtigt, sich von der vertragsgemlßen AusfOhrung der Leistung zu 

unterrichten. 

2. Der Auftragnehmer hat mitzuteilen, wen er als Vertreter fOr die Leitung der AusfOhrung bestellt hat. 

3. Slmtllche Unterlagen dOrten ohne Genehmigung Ihres Urhebers weder verlSffentlicht noch veNiel­
filtlgt noch fOr einen anderen als den vereinbarten Zweck benutzt werden. Sie sind, soweit nichts 
anderes vereinbart Ist, aut Verlangen zurückzugeben. Der Auftraggeber kann Jedoch die vom Auf­
tragnehmer gelieferten Unterlagen nur so lange behalten, wie .er sie zur RechnungsprOfung 
braucht. Die Vervlelfiltlgung fOr den Gebrauch, die Instandhaltung oder Instandsetzung der gelie­
ferten Gegenstande durch den Auftraggeber Ist nur zullsslg, wenn es vertraglich vereinbart Ist. 

zu 15 Hr. 3 
1. Die Veröffentlichung, VelVielfältlgung oder Benutzung fOr einen anderen als den vereinbarten Zweck 

Ist nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung des Auftraggebers zullsslg. 

2. Beschreibungen, Zeichnungen oder Muster, die der Auftragnehmer emalten hat, bleit~en Eigentum 
des Auftraggebers. Sie sind dem Auftraggeber nach AusfOhrung des Auftrags kostenfrei 
zurOckzugeben. 

3. Der Auftraggeber kann, wenn nichts anderes vereinbart Ist. die vom Auftragnehmer gelieferten Unter· 
lagen behalten sowie für Innerdienstliche Zwecke vervIelfAltigen und verwenden. Das gilt auch für die 
vom Auftraggeber genehmigten \\Ierkzelchnungen des Auftragnehmers: Dritten Personen dOrfen die 
Unterlagen nur mit vorheriger Zustimmung des Auftragnehmers zuglngllch gemacht werden, wenn 
nichts anderes vereinbart Ist. Bel unbefugter Verwertung oder Mitteilung haftet der Auftraggeber. 

4. Oie bei einer Besichtigung von Betrlebs- und LagerstAtten des Auftragnehmers erworbenen Kenntnis· 
se von Geschlfts- und Betriebsgeheimnissen sowie als solche bezeichnete Unterlagen und Auskünfte 
haben die Bediensteten des Auftraggebers vertraulich zu behandeln. Bel unbefugter Verwertung oder 
Mitteilung haftet der Auftraggeber. . 

4. Für die GOte der vom Auftraggeber zuge lieferten Stoffe sowie für die von Ihm veralnbarten Lei­
stungen anderer haftet der Auftraggeber. Der Auftragnehmer hat die Pflicht, erkennbare Mlngel 
des Materials oder Bedenken gegen die vorgesehene Art der Au,führung unverzüglich schriftlich 
dem Auftraggeber mitzuteilen. UnterliBt er dies, so Obemlmmt er damit die Verantwortung. 

5. Der Auftraggeber Ist berechtigt, auch nach Abschluß des Vertrages Forderungen zu stellen: die zur 
Durchführung der vertragsmißlgen Leistungen er10rderllch sind: die dem Auftragnehmer nach 
Hr. 5.1 zustehende Leitung muß dabei aber gewahrt bleiben. Hält der Auftragnehmer die Forderun­
gen fOr unberechtigt oder unzweckmäßig, so hat er seine Bedenken unverzOglich schriftlich 
geitEmd zu machen; er hat In gleicher Welse auf entstehende Mehrkosten hinzuweisen. Er muß die 
Forderungen - jedoch nur auf schriftliches Verlangen des Auftraggebers -ausfOhren, wenn nicht 
gesetzliche oder polizeiliche Bestimmungen entgegenstehen. Werden durch die Berücksichtigung 
dieser Forderungen Mehrkosten verursacht, so hat der Auftraggeber diese zu tragen, soweit es 
sich um zusätzliche Leistungen handelt oder der Auftragnehmer auf sie gemäß Satz 2 
hingewiesen hat. Der Auftragnehmer haftet nicht für den Schaden, der durch die ErtOllung der 
Forderungen des Auftraggebers verursacht wird, wenn er Im Obrlgen die leistungen 
vertragsmäßig ausführt. 

6. Der Auftragnehmer soll die Leistung im eigenen Betrieb durchführen. 

Die Übertragung an andere ist nur mit Zustimmung des Auftraggebers zulässig; der Zustimmung 
bedart es nicht für Teilleistungen, auf die der Betrieb des Auftragnehmers überhaupt nicht oder 
zur Zelt nicht eingerichtet ist *). 

ZU § 5 Hr. 6 
1. Der Auftragnehmer hat 

a) bei der Übertragung von Teilen der Leistung (Unterauftrag) nach wettbewerbllchen 
Gesichtspunkten zu verfahren, 

b) dem Unterauftragnehmer auf Verlangen den Auftraggeber zu benennen, 
e) dem Unterauftragnehmer Insgesamt keine ungünstigeren Bedingungen· Insbesondere hinsicht­

lich der Zahlungsweise und der Sicherheitsleistungen - zu stellen, als zwischen Ihm und dem 
Auftraggeber vereinbart sind, 

d) bei der Einholung von Angeboten für Unteraufträge regelmä81g kleine und mittlere Unternehmen 
angemessen zu beteiligen. 

e) sich bei Großaufträgen zu bemühen. Unteraufträge an kleine und mittlere Unternehmen in dem 
Umfang zu erteilen, wie er es mit der vertragsmi81gen Ausführung der Leistung vereinbaren 
kann. ' 

Wegen der Zustimmung zur Erteilung von Unterauflrlgen gilt §!? Nr. 6 Abs. 2 VOL/B. 

*) Diese Bestimmung darf niCht zum Nachteil des Handels ausgelegt werden. 
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6. Beginn der Leistungen (VOLIB § 6) 

Lelltungsfrllten beginnen, wenn vertrlgllch nichts anderes vereinbart Ist, unter Berücksichtigung 
von B 14 Nr.1 mit Abschlu8 der vertraglichen Vereinbarungen •. 

7. Behinderung und Unterbrechung der leistungen (VOL/B § 7) 

1.Glaubt sich der Auftragnehmer.ln der ordnungsm181gen DurchfDhrung der Obemommenen 
Leistung behlnd4Jrt. so hat er dies dem Auftraggeber unverzOg!lch schriftlich anzuzeigen. 

RechtsnachteIle aus der Untertassung der At..lge erwachsen dem Auftragnehmer dann nicht. 
wenn die Tateachen oder deren hindernde Wirkung offenkundig waren. 

zu17Nr.1 
1. DIe vereinbarte AusfOhrungsfrlst Ist verbindlich. 

2. SchwIerigkeiten. die der fristgerechten Fertlgsteflung der leistung oder EInhaltung der Ueferfrist ent­
gegenstehen. hat der Auftragnehmer ohne Ausnahme' unverzOglich schriftlich anzuzeigen. Dies gilt 
auch dann, wenn der Auftraggeber nicht EmpfInger der leistung Ist. 

z.. Die Ueferfrilt verllngert sich angemessen. wenn die Behinderung vom Auftraggeber zu vertreten 
Iit oder wenn sie durch höhere Gewalt oder andere vom Auftragnehmer oder seinen Vor- oder Un­
terlleferem nicht zu vertretende Erelgnls.e veruraacht Ist. Dabei Ist es unerheblich. ob eins dieser 
Ereignis .. Im Betrieb des Auftragnehmera oder In einem fOr Ihn nach B • 5 Nr. e arbeitenden Be­
triebe eintritt. Die Verzögerungen der Ueferung. die durch Arbeltlltreltlgkelten verursacht werden. 
geben keinen Anspruch auf Verllngerung der lieferfrist, sofern der' Auftnignehmer die .. 
Verz6gerung durch rechtswidrige Handlungen verschuldet hat. 

3. Sobald das Hindernis wegfillt. hat der Auftragnehmer unter schriftlicher Mitteilung an den 
Auftraggeber die LeIltungen ohne besondere Aufforderung unverzüglich wieder aufzunehmen. 

8. Art der Anlleferung und Versand (VOL/B § 8) 

Der Auftragnehmer hat, soweit der Auftraggeber die Versandkolten tragt, unter Beachtung der Ver­
undvorschrIften das Interesse des Auftraggebera sorgflttlg zu wahren. Dies bezieht sich Insbeson­
dere auch auf die Wahl des Beförderungswegea und die Wlhl und die Ausnutzung dea 
BefÖrderungsmittels sowie auf die tsrlfml81g gOnatlgateWlrenbezelchnung. Die Vorschriften des 
Handelsgesetzbuches bleiben unberührt. 

zu! 8 
1. Der Auftragnehmer hat die UefergegenstAnde nach den Angaben Im Auftragschreiben zu versenden. 

2. Oie UefergegenstAnde sind auf Gefahr des Auftragnehmers frei LeIstungsort zu liefern. 
, . 

3. I:twaige Verpackungs-, Versand-, Fracht- oder Transportkosten, sowie die durch den Versand entste­
henden Nebenkosten, wie GebOhren fOr das Ausstellen von frachtbriefen, WIegegebOhren. ZAhlg~· 
bühren usw und etwaige am Herstellungs· oder Ausllefeningsort anfallende Ortsfrachten und 
örtliche Gebühren (Anschluß·, Bahnhof-, Stell·, OberfOhr. und UmsteligebOhren) sind, wenn nichts 
anderes vereinbart Ist, durch den Preis fOr die leistung abgegolten. 

4. Kosten einer etwaigen Versicherung sowie zusAtzilche GebOhren für Einschreib· und ~rtsendungen 
sind, wenn niChts anderes vereinbart Ist,. durch den Preis fOr die leistung abgegolten. 

5. Zusätzliche Gebühren fOr beSChleunigte Beförderung werden nur erstattet, wenn eine solche 
Beförderung vereinbart worden ist. 

6. Oie Kosten für die Hin- und Rückbeförderung von ~rkzeugen und GerAten, die fOr einen Aufbau bel 
der Empfangsstelle gebraucht werden, sind, wenn nichts anderes vereinbart Ist, durch den Preis für 
die Leistung abgegolten. 

9. Lösung des Venragsverhältnlsses durch den Auftraggeber; Verzug des Auftrag­
nehmers (VOLIB § 9) 

1. Der Auftraggeber kann vom Vertrag zurücktreten oder den Vertrag mit sofortiger Wirkung kündi. 
gen, wenn Ober das Vermögen des Auftragnehmers das Konkursverfahren eröffnet oder wenn die 
ordnungsmäßIge Abwicklung des Vertrages dadurch In Frage gestellt Ist. daß gegen den Auftrag· 
nehmer ein gerichtliches Vergleichsverfahren eröffnet Ist oder d.aß er seine Zahlungen niCht nur 
vorübergehend einstellt. Im Falle der Kündigung sind die blaherlgen Leistungen, soweit der Auf­
traggeber für sie Verwendung het. nach den Vertragaprelaen oder nach dem Verhlltnls des gelei­
steten Teils zu den gesamten vertraglichen leistungen auf der Grundlage der Vertragspreise 
abzurechnen; die nicht verwendbaren Leistungen werden dem Auftragnehmer auf seine Kosten 
zurückgewährt. Oie sonstigen gesetzlichen Rechte und AnsprÜChe des Auftraggebers bleiben 
unberührt. 
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2. Kommt der Auftragnehmer In Verzug, .0 kann Ihm der Auftraggeber ein •• ng.m ••• en. FrI.t zur 

Vertrag •• rfOliung .etzen mit der Erkllrung, d.S .r n.ch Ablauf d.r Frl.t dl. Ann.hm. der Lel.tung 
.bl.hn •• Erst n.ch Abl.uf d.r FrI.t kann er vom Vertrsge zurOcktr.ten oder Sch.d.nelUtz weg.n 
NlchterfOllung verlangen. WIrd dl. leistung bl. zum Abl.uf der FrIst tellwel.e nicht b.wlrkt oder 
hat die ErfOllung des Vertrag .. Infolge des Verzuge. fOr den AUftragg.ber k.ln Int.r ••• e, .0 gelt.n 
dl. Vo ... chrlften des t 326 Ab •• 1 S.tz 3 Abs. 2 des BOrgerllch.n Ge.etzbuch ... D.r AUftragn.h­
mer h.t ein V .... chulden •• Iner ErfOllung.gehllf.n und der Unt.rll.fer.r, .owelt I.tzt.re nicht vom 
Auftragg.ber vorg •• chrleben .Ind, In gl.lcher Wel •• wI •• Ig.n •• Ve ... chuld.n zu verttet.n. 

In den vertragllch.n Abmachung.n kann d.r zu .... etz.nd. Verzug •• ch.d.n d.r Höh. n.ch be­
gr.nzt w.rd.n; In dl •• em Falle .ollen die Ueferbedlngung.n, wl. .1. Obllch .Ind In dem 
Fachzw.lg, (I.m der Auftr.gnehmer .ng.hört, In Betracht g.zogen werd.n. 

Der Sch.d.n.rsatz weg.n· NlchterfOliung beschrlnkt .Ich .uf Ersatz d ••• u. d.r NlchterfOllung . 
• ntttandenen unmlttelb.r.n Sch.dena. Er •• tz von .ntg.ng.n.m G.wlnn k.nn nicht v.rlangt 
werd.n. 

FOr d.n Fall, d.ß d.r Auftragg.ber Sch.d.n ..... tz weg.n Nlcht.rfOllung v.rI.ngt, I.t .r .uch be­
rechtigt, d.n noch nicht voll.ndeten T.II der Lelstung.n durch .In.n Drltt.n .usfOhr.n zu ..... n 
und Ersatz d.r hl.rdurch .nt.t.h.nd.n .ng.m •••• n.n M.hrkost.n von d.m Auftr.gn.hmer zu 
fordern. M.cht d.r Auftraggeber von dl.sem R.cht G.brauch, .0 I.t der Auftragn.hm.r v.rpftlch­
tet, dl. Ihm Ob.rI .... n.n Unt.rI.g.n (Zelchnung.n, Berechnung.n u •• ) d.m Auftragg.ber .ofort 
zurOckzug.b.n. Der Auftr.gg.b.r hst unverzüglich .In. Aufst.llung Ob.r dl. Art s.ln.r AnsprOch. 
d.m Auftragn.hm.r mltzut.lI.n. DI •• ndgOltlge Aufst.llung, Ob.r dl •• ntstand.n.n M.hrko.ten 
und Ober .eln •• nder.n An.prOche h.t der Auftragg.ber d.m Auftragn.hmer .plt.st.n. blnn.n 
12 Werktag.n n,ch Abrechnung mit dem Dritten zuzustell.n. 

zu § 9 Nr. 2 
Ist der Auftragnehmer bel Aufträgen. die einzeln oder Jlhrllch insgesamt dl. Warthöhe von 20.000.- DM 
Obersteigen, verpHlchtet, .Ine steuerliche Unbedenldlchkeltsbeschelnlgung des zuständigen Finanzamts 
vorzulegen und zu erktlren, daß i1r leine gesetzlichan Pflichten zur Zahlung der SozIalversicherungsbei. 
träge und der Obrlgen nicht vom Finanzamt erhobenen Steuern .rfOllt hat. und kommt er mit dieser Ver­
pflichtung In Verzug, kann der Auftraggeber nach Ablauf einer von Ihm geletzten Nachfrist vom Vertrag 
zurücktreten oder Schadenersatz wegen Nichterfüllung verlangen. 

3. Die Lö.ung des Vertrag.verhlltnl.ses k.nn .uch .uf .Inen In sich .bgeschlo ... nen T.II d.r lei­
stungen be.chränkt w.rden; d.r Auftragnehmer soll d.nn unverzüglich .Ine vorlluflg. Rechnung 
üb.r die .u.geführten Leistungen vorladen. Eine vereinbarte Vertrag.straf. d.rf nur b.rechnet 
werden n.ch dem Vlert. d •• In .Ich .bge.chlo •• enen T.II. der Lel.tung.n und nur fOr dl. Zelt bl. 
zum Tage d.r Lösung des Vertrage •• 

4. Ab.chlagszahlungen werd.n Im Falle d.r Lö.ung d •• Vertrag.verhlllnl .... dem Auftragnehmer 
nur bis zu dem Betrage gewährt, der unter BerOckslcht!gung der entstanden.n Gag.n.n.pracht 
ermittelt Ist. 

5. Rücktritt vom Vertr.ge oder KOndlgung d •• Vertrag •• mit .ofortlger WIrkung Ist zull"lg, wenn der 
Auftragnehmer mit and.ren BI.tem zum N.chtell des Auftraggebers ein. g.gen die gut.n SItt.n 
verstoßende Abrede zur Erzielung eine. un.ngem .... n hohen Prel ... getroUen h.L Die B.rechti­
gung d.s Auftragg.bers zum ROcktrItt oder zur Kündigung .rll.cht mit Ablauf von zwei Wochen, 
nachd.m er von d.m Vorlleg.n der Tatsachen, die zum Rücktritt oder zur KOndlgung berechtigen, 
Kenntnis erhalten hat. Die Tatsache einer von d.m Auftragnehmer mit .nder.n getroffenen Ver.ln­
barung berechtigt für .Ich allein nicht zum Rücktritt vom Vertrage oder zur KOndlgung d.s Vertra­
ges. Bei Kündigung des V.rtrag .. mit .ofortlger Wirkung gelten die Bestimmungen d.r Nr. t Satz 
2,3. 

zu § 9 Nr. 5 
1. Der Auftraggeber kann auch dann vom Vertrag zurOcktreten oder den Vertrag mit sofortiger WIrkung 

kündigen, wenn 
1.1 Forderungen des Auftragnehmers gegen den Auftraggeber gepfändet werden, .s sei denn, daß der 

Auftragnehmer unverzüglich ausreichende Sicherheit anbietet, .. 
1.2 der Auftragnehmer den Verpflichtungen nach § 5 Nr. 2 Abs. t oder § 5 Nr. 6 VOL/B zuwiderhandelt, 
1.3 der Auftragnehmer Personen, die auf selten des Auftraggebers mit der Vorbereitung, dem Abschluß 
. oder der Durchführung des Vertrages befaßt sind, mit Rücksicht auf Ihre ZUgehörigkeit zu der Ver-

waltung des Auftraggebers Vorteile anbietet, verspricht oder gewährt. !f3olch,en Handlungen des Auf­
tragnehmers selbst stehen Handlungen von Personen gleich, die auf selten des Auftragnehmers mit 
der Vorbereitung, dem Abschluß oder der Dur·chführung des Vertrages befaßt sind. Dabei Ist es 
gleichgültig, ob die Vorteile den genannten Personen des Auftraggebers unmittelbar oder In Ihrem 
Interesse ihren Angehörigen oder anderen Ihnen nahestehenden Personen oder Im Interesse des 
einen oder anderen einem Dritten angeboten, versprochen oder gewAhrt werden, 

1.4 der Auftragnehmer aus Anlaß der Vergabe nachweislich eine Abrede getroffen hat, die eine 
unzulässige Wettbewerbsbeschränkung darstellt. 
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noch zu I 9 Hr. 5 
2. Unzulässige WattbewerbsbeschrAnkungen (I 1 des Gesetzes gegen Wattbewerbsbeschränkungen • 

GWB) Im Sinne von 1.4 sind Insbesondere Verhandlungen und Verabredungen mit Bietern Ober 
- Abgabe oder NIchtabgabe von Angeboten, . 
- die zu fordernden Preise, 
- Bindungen sonstiger Entgelte, 
- Gewinnaufschläge, 
- VerarbeItungsspannen und andere Preisbestandteile, 
_ Zahlungs-, Ueferungs- und andere Bedingungen, soweit sie unmittelbar oder mittelbar den Preis 

beeinflussen, 
- Entrichtung von AusfaJlentschAdlgungen oder Abstandszahlungen, 
- Gewinnbeteiligung oder andere Abgaben . 
sowie Empfehlungen (I 38 Abs. 2 GWB), es sei denn, daß sie nach Maßgabe des GWB zulässig sind. 
Solche Handlungen des Auftragnehmers selbst stehen Handlungen von Personen gleich. die von 
Ihm beauftragt oder 10r Ihn tätig sind. 

3. Vor der Ausübung der Rechte auf Grund von Nr. 1.2, 1.3 oder 1.4 Ist dem Auftragnehmer unbescha­
det der Regelung In I 19 Nr. 2 Satz 1 VOLIB Gelegenheit zu geben, unverzOgllch zu dem 
Sachverhalt Stellung zu nehmen. . 

4. Tritt der Auftraggeber gernlß Nr. 1 vom Vertrag zurOck, Ist er berechtigt, aber nicht verpflichtet, die 
empfangenen leistungen zurOckzugeben. BehAlt er diese, 80 hat er Ihren Wart zu vergOten; werden 
sie zurOckgegeben, 80 muß auch der Auftragnehmer die empfangenen leistungen zurOckgeben. Der 
Auftraggeber kann vom Auftragnehmer den Ersatz des Schadens verlangen, der Ihm durch den 
ROcktrItt vom Vertrag entsteht. Dagegen stehen dem Auftragnehmer gegen den Auftraggeber auf 
Grund des ROcktrItts keine AnsprOche wegen NlchterfOllung des Vertrages zu. Im Obrtgen gelten die 
gesetzlichen Vorschriften Ober den Rücktritt. 

5. Bel Kündigung oder ROcktrItt sind Auftraggeber und Auftragnehmer verpflichtet. einander die 
Auskünfte zu erteilen, die notwendig sind, um die Jeweiligen AnsprOche zu bemessen. 

6. Sonstige gesetzliche oder vertragliche AnsprOche der Vertragsparteien bleiben unberOhrt. 

10. Lösung des Vertragsverhlltnlsses durch den Auftragnehmer (VOLIS § 10) 

1.Unterläßt der Auftraggeber eine Ihm obliegende Handlung, ohne deren Vornahme der Auftragneh­
mer außerstande Ist, die Leistungen auszufOhren, oder gerit er mit einer ausbedungenen Zahlung 
In Verzug, so kann der Auftragnehmer dem Auftraggeber zur H.chholung der Handlung oder Zah­
lung eine angemes.ene frist setzen mit der Erklärung, daß er den Vertrag mit sofortiger Wirkung 
kOndlge, wenn die Handlung oder Zahlung nicht bis zum Ablauf der frist vorgenommen werde. 
Der Vertrag gilt als aufgehoben, wenn nicht die Hachholung bis zum Ablauf der frist erfolgt. . . 

2.lm Falle der Kündigung sind die bisherigen Leistungen nach den Vertragspreisen oder nach dem 
Verhältnis des geleisteten Teils zu den gesamten vertraglichen Leistungen auf der Grundlage der 
Vertragspreise abzurechnen. Außerdem hat der Auftragnehmer Anspruch auf Ersatz des Ihm ent­
standenen unmittelbaren Schadens. Im übrtgen bleiben die gesetzlichen Folgen des Verzugs des 
Auftraggebers unberührt. 

zu § 10 Nr. 2 
Bei Lösung des Vertragsverhlltnisses durch den Auftragnehmer kann Ersatz für entgangenen Gewinn 
nicht gefordert werden. Wann der Auftraggeber Jedoch den KOndlgungsgrund zu vertreten hat, kann der 
Gewinnanteil beansprucht werden. der In den Vertragspreisen des nicht ausgefOhrten Teils der Leistung 
enthalten ist. 

11. Versicherungspflicht und Haftung des Auftragnehmers für Verletzung von 
Schutzrechten (VOL/S § 11) 

1.Der Auftragnehmer hat die von Ihm ausgeführten leistungen und' Ihm für die Ausführung überge­
benen Stofte oder Gegenstände bis zur Erfüllung vor Beschidlgungen oder Verlust zu schützen. 
Auf Verlangen des Auftraggebers hat der Auftragnehmer die Leistungen oder die hierzu gehörigen 
Stofte und Gegenstände über den vorgenannten Zeitpunkt hinaus bis .zu einem näher zu bestim­
menden Zeitpunkt gegen Verlust und Schäden mit Einschluß der Feuerschiden für Rechnung des 
Auftraggebers zu versichern mit der Bestimmung, daß Im Schadensfalle die Entschidlgung an 
diesen zu zahlen Ist. . 

2. Der Auftragnehmer übernimmt unter den In § 47 *) des Patentgesetzes, § 15 des Gebrauchsmu­
stergesetzes und § 24 des Warenzelchengesetzes vorgesehenen Voraussetzungen die alleinige 
Haftung Dritten gegenüber wegen der Vertetzung gewerblicher Schutzrechte. 

*) Jetzt: § 139 Patentgesetz I.d.F. der Bekanntmachung vom 16.12.1980 (BGBI. 1981 I S. 1) 
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zuS 11 Nr.2 
1. § 11 Nr. 2 gilt auch dann, wenn zur.AusfOhrung der leistung Zelchnungen;NormbiAtter oder andere 

Fertigungsunterlagen von dem Auftraggel]er beigesteIlt won:ten sind. 

2. Der Auftragnehmer hat tor alle Nachtene aufzukommen. die hinsichtlich der von Ihm auszufOhrenden 
leistung Infolge der Verletzung gewerblicher Schuwechte fOr den Auftraggeber entstehen. 

3. Etwaige PatentgebOhren und UzenzvergOtungen sind durch den Preis tor die !-elstungen abgegolten. 

12. Vertragsstrafe (VOL/B § 12) 

1. Wenn Ver1ragsttrafen vereinbart .Ind. gelte., die Vorschriften der H 339 bis 345 des BOrgerilchen 
Gesetzbuches. Die Ver1ragsttrafe darf nur fOr Jede voUendete Woche höchstens 1/2 "H. 
desjenigen TeUes der Ueferung betregen, der nicht In Betrieb genommen wnen kann. 

2..st die Vertragsstrafe fOr den Fall vereinbart. daß der Auftragnehmer In der vorgesehenen frist 
nicht erfOllt, so wird sie fllllg, wenn·der Auftragnehmer In Verzus gerit. 

3.lst die Vertrag .. trafe nach Tagen bemessen, so zahlen nur Werktage; Ist sie nach Wochen 
bemessen, so wird Jeder Werktag einer: angefangenen \\t)che als 1/8 Woche gerechnet. 

zuS 12 
Ist eine Vertragsstrafe fOr den Fall vereinbart, daß .der Auftragnehmer seine Verbindlichkeit nicht In 
gehOriger Welse, Insbesondere ,nicht rechtzeitig erfOllt, so kann sie. soweit sie verwirkt Ist. bis zur 
SchluBzahiung geltend gemacht werden. 

13. Güteprüfung, Gefahrübergang, Abnahme und AblIeferungsort (VOL/S § 13) 

1.Der Auftraggeber kann die Vornahme einer GOteprüfung verla"gen. Ober Art, Ort und Durchfüh­
rung der Güteprüfung Ist, soweit In den vertraglichen Abmachungen nichts anderes bestimmt Ist, 
eine Vereinbarung zwischen dem Auftraggeber und dem Auftragnehmer zu treffen. 

Tellleistungen sind auf Verlangen des Auftragnehmera oder Auftraggebers besonders zu prOfen, 
Insbesondere auch Teile einer Leistung, die durch weitere AusfOhrung der PrOfung und Feststel­
lung entzogen werden. In Fillen, In denen die PrOfung durch die weitere Bearbeitung wesentliCh 
erschwert oder unmöglich werdenwOrde, Ist der Auftragnehmer verpflichtet, die Fertigstellung 
dieser Leistungen dem Auftraggeber rechtzeitig mitzuteilen. 

zu § 13 Hr. 1 
1. Der Auftraggeber kann - mOglichst unter BerOckslchtlgung der betrieblichen Einrichtungen des Auf­

tragnehmers - Art. Umfang, Ort und Durchführung der GOteprOfung bestimmen (vgl. ZVB-NRW zu § 2 
Nr.3). 

2. Die GOteprOfung wird durch den Auftraggeber veranlaBt. Sie findet grundsätzlich Im Werk des Auf· 
tragnehmers statt, und zwar auch hinsichtlich der Teilleistungen, deren Ausführung der 
Auftragnehmer anderen Obertragen hat. 

3. Ist nach dem Auftragschreiben eine 'GOteprOfung vorgesehen und Ist nichts anderes vereinbart, so 
hat der Auftragnehmer den Beginn der fertigung und - auf Verlangen des Auftraggebers • auch weite­
re Fertigungsstufen der mit der Gilteprüfung beauftragten Stelle des Auftraggebers rechtzeitig 
schriftlich anzuzeigen. Die GOteprOfung Ist Innerhalb einer angemessenen Frist durchzuführen. 

4. Der Auftragnehmer hat, wenn nichts anderes vereinbart Ist, zur GOteprOfung nur Leistungen 
bereitzustellen, die er vorgeprüft und als vertragsgemäß befunden hat. 

2. Der Auftragnehmer Ist verpfliChtet, sich zunächst dem Urteil des mit der GOteprOfung oder mit der 
Abnahme Beauftragten zu unterwerfen. 

3. Hat vor der Abnahme eine GOteprOfung stattgefunden und ist dabei die Leistung als bedlngungs­
mißlg anerkannt worden, so findet eine Wiederholung der Güteprofung bei der Abnahme In der 
Regel nicht statt. . 

zu § 13 Hr. 3 
Alle sich bei der Abnahme zeigenden Mangel können ungeachtat vorheriger GOteprOfungen noch gel­
tend gemacht werden. Dies gilt auch dann, wenn bereits vor der Abnahme Leistungen dem Auftragge­
ber Obereignet worden sind oder die Gefahr auf Grund einer Vereinbarung auf den Auftraggeber 
Obergangen Ist. 

4. Bel der GOteprOfung .Is nicht bedlngungsmißIg zurückgewiesene Gegenstlnde hat der Auftrag­
nehmer unentgeltlich und, falls die GüteprOfung nicht In der Werkstatt. fabrik usw. des Auftragneh­
mers stattgefunden hat, auch frei Anlleferungsort durch bedlngungsmAßlge zu ersetzen. 
Erforderliche Nacharbllten .n einzelnen Leistungen, welche den Bedingungen nicht voll 
entsprechen, hat der Auftragnehmer Innerhalb einer angemessenen Frist auszufOhren. 
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zu. 13 Nr. 4 
Nacharbeiten an leistungen, die sich bei der GOteprOfung als nicht bedingungsgemäß erwiesen haben, 
hat der Auftragnehmer unverzüglich .uszufahren. Geschieht dies nicht, so kann der Auftraggeber die 
Nacharbeiten auf Kosten des Auftragnehmers vornehmen oder .vornehmen lassen. 

5. FOr die bel der Abn.hme zurückgewiesenen Geg.n.tinde liegt dem Auftragnehm.r die gleiche Er­
satzverpfllchtung ob wI. für die bei der GOteprOfung nicht bedlngung.mißIg b.fund.n.n. 
Geg.nstind •• 

s. Der Auftragg.ber kann d.m Auftragn.hm.r .In •• ng.m .... n. frist setzen, bei GOt.prOfung oder 
Abnshm. zurÜckgewle .. n. Lel.tungegeg.nltind. fortzulchafl.n. N.ch Ablauf dle.er frist kann 
.r dl. Gegenltind. unt.r m6gllchster Wahrnehmung d.r Inter .... n des Auftragnehmare auf 
deseen Kosten und fUr d .... n Rechnung verluhm. 

zuS 13 Nr. 6 
leistungen, die bei der GOteprOfung oder bei der Abnahme als nicht bedlngurlgsgemiB zurOckgewlesen 
worden sind. hat der Auftragnehmer unverzüglich 'ortzuschaffen und frei LeIstungsort durch bedln­
gungsgemäBe zu ersetzen. Etwaige Kosten 'Or den Ausbau und den WIedereinbau hat der 
Auftragnehmer zu tragen. NJf Vertangen des Auftragnehmers werden zurOckgewlesene Leistungen auf 
seine Kosten zurOckgesandL 

7. Entst.h.n zwI.chen dem Auftragg.ber. und dem Auftragn.hm.r Melnung.verechledenhelten Ober 
die ZuIi .. lgk.1t d.r b.1 d.r GOt.prOfung verwendeten Ma.chln.n od.r ang.wendeten. Untersuc­
hung .. rt.n, .0 kann der Auftragnehmer eine weHere PrOfung durch .Ine mit dem Auftraggeber zu 
vereinbarend. MaterialprOfungssten. verlangen. deren Festsetzung.n endgOltlg .ntsch.ldend 
sind. Die hl.rbel entst.hend.n Kost.n trigt der unterlleg.nd. T.II. 

8.Dle Ablieferung der Leistungen hat an den In den vertragliChen Abmachungen genannt.n Stellen 
zu erfolgen. 

zuS 13Nr. 8 
1. leistungs- und ErfWlungsort Ist - wenn Im Auftragschreiben nichts anderes angegeben Ist - der Sitz 

der empfangenden Dienststelle (Empfangsstelle). Diese Ist nur montags bis freitags In der Zelt von 
8.00 . bis 15.00 Uhr und ggf. nach besonderer Vereinbarung zur Annahme der Ueferung bzw zur 
Abnahme der leistung verpftlchtet. 

2. Ueferungen sind - soweit nichts anderes vereinbart Ist - frei Verwendungsstelle anzuliefern. 

9. Für den Obergang der Gefahr gelt.n, sofern nichts and.res v.r.lnbart I.t, die g.setzllch.n 
Vorschriften. 

Wenn d.r Versand od.r dl. Obergab. d.r ,ertlggest.llt.n Lel.tung auf Wun.ch d •• Auftragg.bare 
Ober den In d.n v.rtragllch.n Abmachungen vorg.s.h.n.n EndzeItpunkt hlnau!t verz6gert wird, 
so geht, sof.rn ein .nderer Zeitpunkt nicht vereinbart Ist, 'Or die Dauer d.r Verzögerung die G.fahr 
auf den Auftraggeber Ober. 

zu § 13 Nr. 9 
1. Die Gefahr des zufälligen Untergangs und einer zufälligen Verschlechterung geht erst auf den Auf­

traggeber Ober, wenn die Empfangsstelle die leistung d&s Auftragnehmers abgenommen oder, wenn 
eine Abnahme weder gesetz,lIch vorgesehen noch vertraglich vereinbart Ist, die Ueferung des 
Auftragnehmers angenommen hat. 

2. Das Eigentum geht gleichzeitig mit der Gefahr auf den Auftraggeber über, es sei denn, daß leistun­
gen bereits vor dem nach Nr. 1 für den GefahrObergang maßgebenden Zeitpunkt dem Auftraggeber 
übereignet worden sind. 

14. Gewährleistung (VOL/S § 14) 

1.Der Auftragnehmer übernimmt die Gewähr, daß seine Leistungen die vertraglich zug.slcherten EI­
genschaften haben und nicht mit Fehl.rn behaftet sind, die den Wert od.r die T.ugllchk.1t zu d.m 
gewöhnlichen oder dem nach d.m Vertrag. vorausgesetzten Gebrauche aufh.ben oder mindern. 

Eine unerhebliche Minderung des Wertes oder der Tauglichkeit kommt nicht In Betracht. 

zu§ 14Nr.1 
1. Oie Eigenschaften vorgelegter Proben und Muster sowie die unter ZVB·NRW Nr. 2 zu § 5 Nr. 1 

genannten Eigenschaften gelten als zugesichert. 

2. Die Gewährleistungsfrist richtet sich nach den entsprechenden Angaben Im Auftrsgschrelban oder In 
der Leistungsbeschreibung, mangels solcher Angaben nach den gesetzlichen Bestimmungen. Sie 
beginnt mit der unbeanstandeten Abnahme der leistung oder. wenn eine Abnahme weder gesetzlich 
vorgesehen noch vertraglich vereInbart ist, mit der unbeanstandeten Annahme der Ueferung. 
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noch zu '14 Hr. 1 

a Durch dlerechlZeltlge MlngeirOge wird die VerJlhrung eines GewAhI1elstungsanspruchs so lange ge­
hemmt, bls der Auftragnehmer dem Auftraggeber 8chrlftllch das Ergebnis seiner PrOfung des ange­
zeigten Mangels mitgeteilt oder die Mlngelbeseltlgung ei1dgOltlg verweigert het. Die Verjährung eines 
GewAhrielstungsanspruchs wird unterbrochen, wenn der Auftragnehmer diesen Anspruch durch sein 
Verhalten anerkennt. . 

4. FOr die gernAß den unter ZVB-NRW Nr. 2 zu 1 5 Nr. 1 genannten Bestimmungen vorausgesetzten Ei· 
gensChaften Obemlmmt der Auftragnehmer die Gewahr - unabhlnglg von .iner Im Obrigen geltenden 
GewAhrtelstungsfrlst • für die Dauer der betrIebsOblIchen Nutzung, IIngstena Jedoch fOr 5 Jahre. 

2.lst .In Mang.1 zurQclczufOhr.n auf b.,onder. An .. l.ungen d .. Auftraggebenl. auf die von Ihm 
gelieferten od.r vorg .. ctu'lebenen Stoff. oder von Ihm g.forderten VorUererung .In .. ande('8n •• 0 
Ist der Auftragnehmer von der Gewlhrlelstung fOr dl ... Mlngel freI, .. nn er die In B I 6 Hr. 4. 6 
vorgeaeh.ne .chrlftlch. MItt.Dung erattIttet hat oder .. nn ... Ich bei vom Auftrlgg.ber geliefer­
ten Stoffen um MAngel handelt. die auch bei Anwendung verkehnObilcher Sorgfalt nicht 
erkennbar .. ren. 

3. Bel Mlng.ln. die wahrend einer verelnbert.n GewAhrielstung.trtst auftret.n, kann der Auftragge­
ber verlangen, daS der vertrag.mISlg. ZUStand hergestelH wird, und zwar mit folgend.r Maßgabe: 

a) Er kann In'besondere die B .. eltlgung d •• Mangel. verlangen und d.m Auftragn.hm.r zur Be­
.eHlGung ein. ang.me •• en. frist mH dem Hin ...... tzen, daß er nech Ablauf dieser Frl.t 
.elbst dl. B ••• ltlgung fUr Rechnung d .. Auftrlgn.hmers vennla ... n oder dl •• onst Ihm zuste­
hend.n Rechte geHend machen .. rd •• O.r B.stlmmung einer frist bedarf .. nicht, wenn die 
B .. eHlGung d.. Mang.l. unmfigllch I.t oder wenn die .ofortlg. Geltendmachung des An­
.pruch. auf Wandlung, Minderung oder Schaden ... tz durch .In besonderes Interes.e des Auf-

, hggeb.n gerechtfertigt wird. Die Beseitigung d .. Mangel. kann verweigert .. rden, wenn .Ie 
einen unverhlltnlsmißIg groBen Aufwand erfordert. 

b) Ist eine vertretbare Sache zu II.fern, .0 kann der Auftraggeber auch verlangen. daß Ihm an.tatt 
der mangelhaften .Ine mangelfreIe Sache g.lIefert wlrdj er kann d.m Auftragnehm.r .In. ange­
menene frist mit dem Hinweis .etzen, daO er dl. Annahm. der L.lstung nach Ablauf d.r Frllt 
ablehne. O.m Aul\nlgnehmer kann auf.rlegt werden, blnn.n der gl.lchen frist dl. b.anstande­
ten Geg.nstind. fortzu.chaff.n. Hach Ablauf dieser frist kann der Auftraggeb.r dl. Geg.nstin­
d. unter mfigllchster Wahrnehmung d.r Int.re •• en d •• Auftragn.hmera auf d •••• n Kost.n und 
für d .... n Rechnung veräußern. 

c) FOr Anderungen oder Inatand.etzungaarb.lten, die d.r Auftraggeber unsachgemiß und ohne 
ZUStimmung dei Auftragnehmera vOt:nlmmt, oder deren Folg.n haftet der Auftr'lgnehmer nlehL 

d) In den Fill.n zu a) und b) hat der Auftraggeber da. Wandlungsrecht, wenn der Auftrlgn.hmer 
dl. Ihm gest.IRe ang.m ... ene Nachtrtst fOr dl. B ... ltlgung ein .. von Ihm zu vertr.t.nd.n 
Mang.l. verstreichen lißL Die Wandlung kann von dem Auftragg.ber nur .rklirt .. rd.n, wenn 
lein Interesse an der Leistung durch den Mangel aufg.hoben oder nicht nur unerheblich 
gemindert wird. 

e) UnberOhrt bleiben die Anspruche des Auftraggeb.rs auf Herabsetzung der VergOtung (Minde­
rung) und auf Schadenersatz, 80weR der Schaden an dem Gegen.tand .elblt entltanden 111. EI­
ne weitergehende Schadenersatzpflicht des Auftragnehm.rs tritt nur .In, wenn d.r entltandene 
Schaden durch Vorsatz oder grobe fahrlässigkeit d .. Auftragnehmers leibst, lelner geletzll­
ehen Vertreter oder lelner ErfüllungsgehIlfen (I 278 dei BOrgerllch.n Ge.etzbuchs) verursacht 
ist. Diese Schadenersatzpflicht entfällt, wenn der Auftragnehm.r nachwellt, daB Sabotage vor­
liegt, oder wenn der Auftraggeber die ErfOliungsg.hllfen gelt.llt hat oder wenn der Auftragneh­
mer auf die Auswahl der ErfüllungsgehIlfen einen entlcheldenden Einfluß nicht ausüben 
konnte. Grobe Fahrlässigkeit Ist Jede besonders schwere, fOr Jedermann auf den ersten Blick 
einleuchtende Verletzung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt. 

z" § 14 Hr. 3 

1. Der Auftraggeber kann veFiangen. daß statt der mangelhaften Leistung eine bedlngungsgemAße 
auch dann erbracht wird. wenn. die Leistung nicht In der Ueferung einer vertretbaren Sache besteht. 
Die Regelungen der ZVB-NRW zu § 13 Nr. 6 VOL/B gelten entsprechend. 

2. Nach Erklärung der Wandlung hat der Auftragnehmer die mangelhafte Leistung unverzüglich fort· 
zuschaffen. Etwaige. Kosten für den Ausbau hat der Auftragnehmer zu tragen. Auf Verlangen des 
Auftragnehmers wird die mangelhafte Leistung auf seine Kosten zurückgesandt. 

3. Die vom Auftragnehmer zu tragenden Kbsten der Besehlgung von Mängeln beinhalten auch 
Fahrtkosten oder Wegegelder. 
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4.lat dl. GOt.prOlung 8I'folgt und .Ine nochmalig. PrOlung bei der Abnahm. nicht vereinbart, eo g ... 

t.n dl. gell.ferten Geg.natind. ala In der HauptMChe dem Vertrag .ntaprech.nd, aow.1t nicht Se­
anatandungen auegeaprochen alnd oder ea alch um Mingel handelt, die auch b.1 Anwendung 
v.rkehraDbllcher Sorgfalt nicht featat.llbar waren. Hat der Auftragnehmer einen "'angel argnatlg 
verachwleg.n, ao kann er alch auf dleae Seatlmmung nicht berufen. 

15. Rechnung (VOL/B 115) 

1. Der Auftragnehmer hat dl. Rechnung (auf Verlang.n In mehrfacher Auafertlgung) auf vorgeachrle­
benem Vordruck Oberalchtllch aufzUst.lI.n und dabei dl. Reihenfolge der Poaten und dl. Bezeich­
nung d.r Vertragauntertagen elnzuhalt.n. 01. Untertagen .. die zur PrDfung notwendig alnd, wie 
StOckilaten, Wlegeachelne. FrachtbrI .... ZeIchnungen und ander. Seleg., mOa .. n belg.fOgt .... -
d.n (prOfbare Rechnung). R.chnungabetrige, die tOr Änderungen und NachHatellungen' zu zah­
len alnd, aollen von den Obrlgen getreMt aulgefOhrt oder unter Hlnwela aur die getroffenen 
Verelnbarung.n b.aondera k.nntllch tI.macht werden. 

zu 115Nr.1 
1. Die Rechnung Ist auf die Im Auftrag bezelchnete(n) DIenststelIe(n) auszustellen. 

2. Die Rechnung Ist, w.nn nichts anderes vereinbart Ist. In zweifacher Ausfertigung einzureichen. Die 
zweit. und ggl. weitere Ausfertigungen sind daudlch als Doppel zu ke~n. 

3. In der Rechnung Ist die leistung nach dem \\brtIaut und In der Reihenfolge der Angaben des Auf­
tragschreibens In Elnzelansltzen nach Einheit und Menge, aufzufahren. Zusammenfassende Anga­
ben wie "herge8tellr. -ausgebessen-. -gangbar gemacht" UM sind ohne nAhere Bez.lchnung der 
leistung nicht zuilssig. AbkOrzungen. die sich auf ein LeIstungsverzeichnis des Auftraggebers 
beziehen. sind zullsslg. wenn die Ausführung nicht von der Beschreibung der Lelstl:lng abweicht. 

Die Rechnung Ist mit den Vertragspreisen ohne Umsatzsteuer (Nettopreis) aufzustell.n. Der Betrag 
an Umsatzsteuer Ist mit dem am Tage des Entst.h.na der Steuer (113 UStG) geltenden Steuensatz 
zu berechnen und am Schluß hinzuzusetzen. 

4. Rechnungen sind Ihrem Zweck nach als Abschlags-, TeU- oder Schlußrechnung zu bezeichnen; die 
Abschlags- und Tellrechnungen sind laufend zu numerIeren. 

5. Auftragnehmer. die Unternehmer Im Sinne des BerllnfOrderungsgesetzes sind. haben, als Untertege 
für die Inanspruchnahme des dem Auftraggeber aufgrund des Berllnförderungsgesetzes zustehen­
den UmsatzsteuerkOrzungsbetrages, der Schlußrechnung eine Ursprungsbeachelnlgung Ober die 
zur AusfOhrung der leistung verwendeten, In Berlln (\\lest) hergestellten Gegenstande belzufOgan; In 
Ihr muß· entsprechend den Ordnungszahlen (Positionen) des Lelstungsverzelchnlsaes geordnet -
der Anteil an den Preisen je Einheit und an den GesamtbetrAgen der einzelnen Ordnungszahlen 
sowie an dem Endbelrag der Schlußrechnung angegeben sein, der auf In Berlln (Wast) hergestellten 
Gegenstände entfällt. , 

Liegen die Voraussetzungen tOr die Inanspruchnahme des UmsatzsteuerkOrzungsbetrags nicht In 
dem vom Auftragnehmer In seinem Angebot angegebenen Umfang vor, so Ist der Auftragnehmer 
verpflichtet, dem Auftraggeber den Betrag zu ersetzen, mit dem der Auftraggeber nach den Angaben 
des Auftragnehmers als Umsst~euerkOrzungsbetrag hätte rechnen können. 

6. Enthält ein Preis je EI"!helt Bruchteile eines Pfennigs, so Ist mit Ihnen weiter zu rechnen. 

7. Sind Angaben In der Rechnung gelndert worden, so mOssen die ursprOnglichen Angaben lesbar 
bleiben. ' 

8. Lieferscheine müssen enthalten: 
Nummer und Datum, 
Nummer. Datum und Geschlftszelchen des Auftragschreibens, 
die IId. Nummer einer etwaigen TeillIeferung. 
Angaben über Art und Umfang der Ueferung. 

9. Ein Ansprucn auf Bezahlung der Rechnung besteht nur, wenn Ihr prOfungsfählge Unterlagen Ober die 
Lieferung/leistung an die Empfangsstelle beigefügt sind; dies geschieht In der Regel mit Hilfe von 
der Empfangsstelle quittierten Ueferscheinen bzw Leistungsnachweisen. 

10, ZahlungsverzOgerungen Infolge unvollständig ausgestellter Rechnungen oder fehlender Unterlagen 
fallen dem Auftragnehmer zur Last. 

2. Wenn ,.nichts anderes vereinbart Ist, muß die Rechnung apitestena am 18. Werktage nach 
Beendigung der Leistungen elnger.lcht werd.n. ' 

3. Wird eine prOfbare Rechnung trotz Stellung einer Nachfrist nicht eingereicht, ao kann der Auftrag­
geber die Rechnung auf Kosten des Auftragnehmera fOr diesen aufstellen, wenn er dlea 
gleichzeitig mit der Setzung der Nachfrist angedroht hat. 
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16. Stundenlohnarbeiten (VOL/B § 16) 

1. Stundenlohnarb.eHen werden nur vergütet, wenn sie Im Vertrage vorgesehen oder vor Ihrem 
Beginn als solche vom Auftraggeber In Auftrag gegeben sind. 

2.-Es wird nur die eigentliche ArbeitszeH vergütet, wenn nicht nach dem Tarlfverlrage dem Arbeitneh­
mer außerdem eine Vergütung für Wege- und lehrgelder sowie Vergütung für Reise- und Warlezelt 
zustehen. Besteht kein Tarifvertrag, so bleibt eine Vereinbarung zwischen den Parteien 
vorbehalten. 

3. Wann nicht besondere Stundenlohnsitze vereinbart sind, gelten die ortsOblichen Sitze. Wenn sol­
che fehlen, werden die tariflichen Löhne zuzüglich eines ni her zu vereinbarenden luschlages zur 
Abgeltung der Im folgenden Absatz aufgeführten leistungen vergOtet. 

Auf tarifliche Sondervergütungen fOr Oberatunden, auf Sonntags- und Nachtarbeit sowie auf Ge­
fahr- und Schmutzzulagen und auf alle sonstJgen Sondervergütungen, die nach dem Tarifvertrag 
dem Arbeitnehmer zustehen, werden ZUschlige nur dann gewlhrt, wenn dies Im Vertrage aus­
drücklich vereinbart worden Ist. Dagegen dürfen auf bare Auslagen, wie ZoB. Auslösung., Wege­
und lehrgelder, Kosten fDr Gepickbeförderung, nur die durch steuerliche Vorschriften bedingten 
Belastungen aufgeschlagen werden. 

4. Die besonders vereinbarten StundenlohnsItze, die ortsOblichen Sitze und die luschlige zu den 
tarlfmlBlgen Löhnen enthalten die Vergütungen fDr Geachiftsunkosten und Gewinn sowie fOr das 
Vorhalten der notwendigen Gerite, Gerüste, Werkzeuge, Maschinen und anderer ArbeItshIlfsmIttel. 
Erfordern besonders geartete Stundenlohnarbeiten besondere GerOste, Werkzeuge, Gerite, Ma­
achlnen oder andere Einrichtungen, so kann hlerfDr eine entsprechende VergOtung nur gefordert 
werden, wenn sie besonders vereinbart worden Ist. . 

5. Dem Auftraggeber Ist die Ausführung von StundenlohnarbeIten vor Beginn anzuzeigen, ebenso 
die tataichllche Beendigung. Ober die StundenlohnarbeIten sind wöchentlich, erforderlichenfalls 
tigllch, Usten einzureichen, In denen die geleisteten ArbeItsstunden und die etwa besonders zu 
vergDtenden Roh- und Werkstoffe, Hllfs- und 8etrlebsstoffe sowie besonders vereinbarte Vergütun­
gen für die Bereitstellung von GerOsten, Werkzeugen, GerAten, Maschinen und dergleichen 
aufzuführen sind. 

ZU § 16 Nr. 5 

1. Stundenlohnarbeiten, deren Überwachung durch den Auftraggeber nach dem Auftragschreiben vor­
gesehen ist, werden nur vergütet, wenn sie von der Im Auftragschreiben genannten Stelle auf 
Stundenlohnnachweisen schriftlich anerkannt worden sind. 

2. Die anerkannten Stundenlohnnachweise sind mit der Rechnung einzureichen. 

3. Die Stundenlohnnachweise müssen alle Angaben enthalten, die zur Prüfung der Rechnung erforder­
lich sind. Sind Stundenlohnarbeiten mit anderen Leistungen verbunden, so sind keine getrennten 
Rechnungen auszustellen; die StundenlOhne sind dann In der Rechnung am Schluß nachzuweisen. 

6. Stundenlohnrechnungen sind wöchentlich, erstmalig 12 Werktage nach Beginn der Stunden­
lohnarbeiten, einzureichen .. 

7. Verlangt der Auftraggeber, daß die StundenlohnarbeIten durch eine Aufsichtsperson überwacht 
werden, 80 hat er den hierfür festgesetzten Stunden- oder Tagelohn zu vergüten oder selneraelts 
eine Aufsichtsperson zu stellen, sofern der Auftragnehmer zur Stellung einer solchen nicht In der 
Lage Ist. 

17. Bezahlung (VOL/B § 17) 

1. Die Auszahlung des Rechnungsbetrages erfolgt nach Erfüllung der Leistung oder früher gemiß 
den vereinbarten Zahlungsbedingungen. Fehlen solche Vereinbarungen, so hat die Auszahlung 
des Rechnungsbetrages nach Prüfung und Feststellung der von dem Auftragnehmer vorgelegten 
Rechnung, möglichst jedOCh binnen einem Monat nach Einrelchung der Rechnung zu erfolgen. 
Die Bezahlung geschieht in der Regel bargeldlos am Sitze des Auftragnehmers. Der Auftragneh­
mer ist verpflichtet, Oberzahlungen, die bei der RechnungsprOfung durch die Aufsichtsinstanzen 
,der anweisenden Behörde oder besondere PrüfInstanzen mit Einschluß des ReChnungshofs 
festgestellt werden, unverzüglich zurückzuerstatten. 

zu § 17 Nr. 1 

1. Der Auftragnehmer kann auf der Rechnung den gewünschten Zahlungsweg angeben, den der Auf­
traggeber nach Möglichkeit berücksichtigt. Bel der Nennung der Bankverbindung Ist vom 
Auftragnehmer auch die Bankleitzahl anzugeben. 
Zahlungen werden grundsätzlich In Deutscher Mark geleistet. 
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noch zu 117 Nr. 1 

2. Die Bezahlung wird, soweit nicht weitergehende Verelnbarungen getroffen sind, nach Wahl des Auf­
traggebers lmerhalb von 14 Tagen unter Abzug des vereinbarten Skontos oder Innerhalb von 30 
Tagen ohne Abzug geh.lsteL 

3. Die Zahlungs- und Skontofrlst beginnt mft dem Eingang der prOfungsfihlgen Rechnung (vgt. 
ZVB-NRW Nr. 9 zu 115) bei der benannten Dienststelle, frOhestens Jedoch mlt·dem Zeitpunkt des 
GefahrObergangs gemAB ~-NRW zu § 13 Nr. 9. dieser Vertragsbedingungen. 

4. Die Zahlun.g gilt als geleistet . • 
- bel der Obergabe oder Übersendung von Zahlungsmitteln mit dem Tage der Ubergabe oder der 

Einlieferung, 
_ bei OberweIsung oder Auszahlung von elnem Konto des Auftraggebers mit dem Tag der Hingabe 
oder Abaendung des Auftrags an die Geldanstalt. 

5. Zahlungen einschließlich \braus- und Abschlagszahlungen können um Forderungsbetrlge des Auf­
traggebers gegen den Auftragnehmer auch dem gekOrzt werden. wenn die Forderungsbetrige 
nicht auf dem gleichen Vertragsverhlltnls beruhen. 

6. Der Auftragnehmer hat eine zu erstattende Oberzahlung Im Sinne von' 17 Nf. 1, letzter Satz. vom 
Empfang der SchluBzahiung an mit dem Zinssatz tor Kredite des Landes zur Deckung von Ausgaben 
zu verzinsen. Dieser Zinssatz wird Im MInIsterIalblatt des Landes NRW bekanntgegeben. Auf Anfrage 
teDt der Auftraggeber die H6he des Zinssatzas mit. 

7. Eine Abtretung der Forderung des Auftragnehmers Ist nur mit vorheriger schriftlicher ZUstimmung 
des Auftraggebers rechtswlrkssm. ' 

2. Die Prüfung und Bezahlung selbstindiger TelJlelstungen richtet lieh nach den vertnlgllchen 
Abmachungen. 

3. So'ern In den vertraglichen Abmachungen Abschlagszahlungen vorg .. ehen lind, lind Ile In an­
geme .. enen fristen auf Antrag entsprechend dem Wert der gelieferten Gegenatinde In vertretba­
rer Höhe zu leisten. Die Leistungen lind durch eine prOfbare Aufstellung nachzuwellen. Die 
Ablchlagazehlungen können um Forderunglbedge dei Auftraggebenl gegen den Auftragnehmer 
aUI demleiben Vertraglverhiltnll gekOnt werden. Durch die Gewihrung von AblChlaglzahlun­
gen werden die vertraglichen Verpftichtungen dei Auftragnehmers, Inlbesondere lelner Haftung 
und Gewihrlelatung, nicht berOhrt. 

4. Bleiben bel der SchluBabrechnung "'elnunglv8nchledenheHen, 10 Ist dem Auftragnehmer 
gleichwohl der Ihm unbestrmen zustehende Betrag auszuzahlen. 

5. Eine vorbehaltioIe Annahme der SchluBzahlung IchlIeßt Nachforderungen aUI. Ein Vorbehalt wird 
hln'illlg, wenn nicht Innerhalb elnel Monatl nach dem Empfange der SchluBzahlung die Nachfor­
derung In einer prOfbaren Rechnung eingereicht oder, wenn dies nicht mögliCh Ist, der Vorbehalt 
begründet wird. 

18. SIcherheitsleistung (VOL/B § 18) 

1. Wenn Sicherheltslelltung vereinbart Ist, gelten die Vorschriften der H 232 bis 240 des BOrgerll. 
ehen Gesetzbuchs. Der Auftraggeber hat die wahl unter den verschiedenen Arten der Sicherheit. 
Er darf jedoch nicht SlcherheH In barem Geld verlangen. Die Verpfändung beweglicher Sachen Ist 
ausgeschloslen, die SteUung eines tauglichen von dem Auftraggeber anerkannten Bürgen zuläs­
sig, ebenso die Hinterlegung von gezogenen Wachseln, die bei Sicht zahlbar und angenommen 
sind. 

Bei SicherheItsleistung durch Bürglchaft Ist die BürgschaftIerklärung schriftlich unter Verzicht 
auf die Einreden der Aufrechenbarkelt, der Anfechtbarkelt und der Vorausklage abzugeben 
(§§ 770, 771 des Bürgerlichen Gesetzbuchs). , 

Die Bürgschaftserklirung darf nicht z.ltllch begrenzt lein und muB nach Vorschrift des 
Auftraggebers ausgestellt werden. 

Bares Geld, das dem Auftraggeber als Sicherheit übergeben Ist, wird von diesem nicht verzinst. 
Zins-, Renten- und GewInnanteIlscheine werden für den ZeHraum, In dem die SlcherheH voraus­
sichtlich nicht beansprucht wird, dem Auftragnehmer auf Verlangen zu den FilllgkeltszeHen 
ausgehindlgt, soweit sie noch nicht In Anspruch genommen sind. 

2. Der Auftraggeber Ist nicht verpftlchtet, zu überwachen, ob die Ihm verpfindeten Wertpapiere, Oe­
potscheine, SparkassenbOcher, Wachsei oder andere Sicherheiten zur Auszahlung aufgerufen, 
ausgelost oder gekündigt werden oder ob sonat eine Verinderung eintritt. 

3., Die Sicherheit Ist binnen 3 Wochen nach Vertrag8lbschluB zu lelaten. 
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19. Streitigkeiten (VOL/B § 19) 

1. Liegen die Voraussetzungen fOr eine Garlchtsstandverelnbarung nach' 3~ der ZlvilprozeBordnung 
(ZPO) vor, riChtet sich der Gerichtsstand fOr alle Streitigkeiten Ober die Gültigkeit des Vertrages 
und aus dem Vertragsverhiltnls nach dem Sitz der fOr die ProzeBvertretung des Auftraggebers zu­
_ndlgenStelle, sofern nichts anderes vereinbart Ist. Die auftraggebende Steile Ist auf Verlangen 
verpflichtet, die den Auftraggeber Im ProzeB vertretende Stelle mitzuteilen. 

2. Bel Meinungsverschiedenheiten soll der Auftragnehmer, wenn die auftraggebende Stelle eine Be­
hörde Ist, zunichst die Entscheidung der unmittelbar vorgesetzten BetKirde anrufen. Diese kann 
Ihm auf Antrag GelegenheH zur mündlichen Aussprache geben und eollihn tunlIehst Innerhalb ei­
nes Monata nach Anrufung schriftlich bescheiden. Die Entacheldung gilt als anerkannt, wenn der 
Auftragnehmer nicht binnen einem Monst vom Eingang des Bescheides ab beim Auftl1llggeber 
schriftlich Einspruch erhebt und er auf diese Rechtsfolge In dem Bescheid hingewiesen worden 
Ist. 

3. Bel MelnungsverachledenheHen Über die Eigenschaften von Stoffen, für die allgemein gÜltige PrO­
fungsverfahren bestehen, oder. über die Zuverlisslgkelt der bei der PrOfung angewendeten Ma­
schinen und PrOfungsverfihren kann gemlB B f 13 Nr. 7 Jeder Tell eine endgültige EntSCheidung 
durch eine zu vereinbarende MaterlalprOfungastelle verlangen. 

4. StreHfilie berechtigen den Auftragnehmer nicht, die übertragenen Leistungen einzustellen. 

20. Vertragsurkunde (VOL/B § 20) 

Wird über einen Auftrag eine urkundensteuerpflIchtige Urkunde errichtet, trAgt Jede Partei die Hilfte 
der Kosten der Urkunde, einschließlich der Urkundensteuer *), soweit nichts anderes vereinbart Ist. 

*) Urkundensteuer wird z.Zt. nicht erhoben (vgL va vom 20.08.1941, RGB!. 15.510) 
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6. Zusätzliche Vertragsbedin­
gongen 

6.1 lieferung und Funktionskon­
trolle 

Alle Meßplätze sind vom Auftragnehmer zur 
US zu liefern. Dort erfolgt gemeinsam eine 
Funktionskontrolle einschließlich der Über­
prüfung des technischen Aufbaus und der 
Bauausführung. Das Ecgebnis wird in einem 
gemeinsamen Protokoll festgehalten. Das 
Original des Protokolls verbleibt in der US. 
Die Ueferung gilt als erfüllt, wenn die ge­
meinsame Funktionskontrolle erfolgreich 
abgeschlossen ist. Teillieferungen bedürfen 
der schriftlichen Zustimmung der US. 

Mit der Funktionskontrolle wird nicht 
~gonnen, sotange die Dokumentation fehlt 
oder unvollständig ist (siehe Punkt 4.4). 

6.2 

6.2.1 

Probebetrieb und Abnahme, 
. MängelbfSeitigung, technische 

Verbesserungsmaßnahmen 

Nach der erfolgreichen Funktionskontrolle 
und Überprüfung erfolgt ein Probebetrieb von 
sechs Wochen. 

6.2.2 

Sofern keine gravierenden Mängel vorliegen, 
die die Funktionsbereitschaft verhindern. er­
folgt zum Ende des Probebetriebs die schrift­
liche Abnahme durch die US. 

6.2.3 

Falls die Abnahme wegen festgestellter Män­
gel oder erforderlicher technischer Verände­
rungen nicht erfolgen kann. übergibt die US 
dem Auftragnehmer eine Mängelliste. Die 
Mängel sind innerhalb von vier Wochen 
durch den Auftragnehmer zu beheben. Sofern 
die Meßplätze oder Geräte im Meßnetz 
bereits betrieben werden. erfolgt die 
MängelbeseitigunglVeränderungsmaßnahme 

, am Standort, sofern sich dieser in NRW 
befindet. Alle· entstehenden Kosten trägt der 
Auftragnehmer. Wenn dies geschehen ist, 
erfolgt eine nochmalige Funktionskontrolle 
mit. anschließendem sechswöch.igen 
Probebetrieb, sofern keine anderen 
schriftlichen Vereinbarungen getroffen 
worden sind. 

6.3 Zahlungsbedingungen 

6.3.1 Zahlungsfrist 

Die Zahlung erfolgt in einer Summe inner­
halb von 30 Tagen nach Abnahme des 
Gesamtlieferumfanges durch die US. 

Hiervon abweichende Zahlungsbedingungen 
können vereinbart werden. 

6.3.2 Vertragsstrafe 

Bei Nichteinhaltung eines zuvor vereinbarten 
festen Uefertermins (s. Pkt. 
6.1) sind pro Woche für den Gesamtlieferum­
fang 0.5 % des Nettokaufpreises . als Ver­
tragsstrafe zu zahlen. jedoch nicht mehr als 
5 % des Nettoauftragsvolumens. 
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6.4 

6.4.1 

Gewährleistung 

Die Gewährleistungsfrist beträgt 12 Monate 
vom Zeitpunkt der Abnahme an gerechnet. 
Ausnahme: s. Punkt Klima, 2.3.2 und 
Außenanlagen 2.6, Allg. Hinweise. Punkt 1, 
soweit zum Lieferumfang gehörig. 

6.4.2 

Der Auftragnehmer leistet Gewähr für die 
Funktionstüchtigkeit der Geräte und für alle 
auftretenden Mängel durch Reparatur ein­
schließlich Ersatz von defekten Teilen vor Ort 
in den Meßstationen. Die anfallenden Lohn­
und Reisekosten trägt ebenfalls der Auftrag­
nehmer. 

6.4.3 

Die Gewährleistung erstreckt sich auch auf 
solche Bauteile. die aufgr:und durch die LIS 
vorgegebener Modifikationen zusätzlich oder 
anstelle werksseitig vom Hersteller oder Ver­
treiber eingebauter Geräteteile für den Betrieb 
des Meßplatzes bzw. Meßgerätes erforderlich 
sind. wenn vom Lieferer keine schriftlichen 
Einwände erhoben werden. 

6.4.4 

Die Gewährleistungsbedingungen gelten auch 
für Meßgeräte. die ohne Schnittstellenanpas­
sung bzw. Prüfgaseinrichtung geliefert wer­
den. Bei Schnittstellenproblemen obliegt der 
Nachweis des störungsfreien Meßgerätebe­
triebs dem Gerätehersteller • bei ausländischen 
Geräteherstellern dem deutschen Gerätever­
treiber. 

6.5 Rückgaberecht 

a) Eignungsprüfung 

Der Gerätetyp ist einer' Eignungsprüfung zu 
unterziehen. Werden die Prüfkriterien der 

Eignungsprüfung nicht erfüllt. so verpflichtet 
sich der Auftragnehmer zur Rücknahme der 
gesamten Lieferung gegen Erstattung des 
vollen Kaufpreises. 

Sollte das Ergebnis der Eignungsprüfung 
nicht rechtzeitig vor Ablauf der 
Gewährleistungsfrist vorliegen, verlängert 
sich diese entsprechend. 

b) Felduntauglichkeit 

Innerhalb der Garantiezeit überprüft die US 
die Feldtauglichkeit der Geräte. 

Für den Fall der Felduntauglichkeit 
(Unbrauchbarkeit für den vorgesehenen 
Einsatzzweck) gilt folgendes als vereinbart: 

Bei Beurteilung der Felduntauglichkeit Obliegt 
ausschließlich der US. Eine entsprechende 
Erklärung der LIS ist insoweit unanfechtbar. 

Die Feststellung der Unbrauchbarkeit fordert 
die LIS den Lieferer schriftlich zur Rück­
nahme der Geräte gegen Erstattung des vollen 
Kaufpreises auf. Die schriftliche Begründung 
beschränkt sich auf die Nennung der nicht 
eingehaltenen Punkte des Pflichtenheftes. 
bzw. auf die Gründe. die den Einsatz der 
Meßgeräte unmöglich machen. Im Anschluß 
an die Rückgabeerldärung besteht die Mög­
lichkeit zu technischen Gesprächen mit der 
LIS zur Klärung der festgestellten Mängel. 
Auf Wunsch wird dem Lieferer eine Frist von 
sechs Wochen nach Rückgabeerldärung zur 
Nachbesserung der Geräte eingeräumt. Nach 
Abschluß dieser Nachbesserung entscheidet 
die LIS innerhalb eines Probebetriebes von 
weiteren vier Wochen, ob die Rückgabeerklä­
rung· zurückgenommen wird oder bestehen 
bleibt. 
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8. Anhang 

Wahl der Meßgeräte 

Es kommen grundsätzlich nur Meßgeräte in 
~rage. die bis zur gültigen Auftragsvergabe 
emen Test entsprechend der Definition der 
Kenngrößen nach VDI 2449 bei der LIS oder 
einem vergleichbaren Institut abgelegt haben. 
(Ausnahmen hierzu siehe Punkt 6.5), Für me­
teorologische Meßwertgeber müssen die 
~gungen nach VDI 3786 eingehalten 
sem. 

Die Qualifikationsregeln sind bei 
~ib.mabhiingigen Verfahrenskenngrößen auf 
die zu überwachenden immissionsschwellen­
werte abgestellt, und zwar im aJlgemeinen auf 
die in der· TA-Luft niedergelegten Immissi­
onswerte IW für die einzelnen Immissions­
komponenten, ersatzweise auch auf die 
MIKD-Werte oder besonders vereinbarte· 
Grenzwerte. Zeitabhängige Verfahrens­
kenngroaen sind auf das Abtastintervall 
(1 min.), auf das Mittelungsintervall 
(30 min.), auf die Zykluszeit der Kalibrierung 
(25 h) abgestellt. . 

Es sind zur Zeit die folgenden Meßgerätety­
pell für den Einsatz bei der LIS (bedingt) 
freigegeben: 

Komponente Typ 

S02 AF21 
API 100 
43A 

Ultragas 
U3EK 

AC 30 

Hersteller 

Ansyco. Karlsruhe 
GFU, Bargteheide 
Thenno­
Instrument, 
Dortmund 
Wösthoff, Bochum 

Ansyco, Karlsruhe 

41 M Ansyco, Karlsruhe 
APOA 350 E Horiba, 

Langenfeld 

Komponente Typ Hersteller 

co APMA 300 E Horiba, 
Langenfeld 

APMA 350 E Horiba, 
Langenfeld . 

Staub FH 62I-N 

Windrichtung 1466 HMF 

Windgescbwin- 1469 HM 
digkeit 

Komb. 14511 
Windgebec 

Temperatur 813 

818 

Kugelfischer , 
Erlangen 

Lambrecht, 
Göttingen 

Lambrecht. 
Göttingen 

Lambrecht, 
Göttingen 

Lambrecht, 
Göttingen 
Lambrecht, 
Göttingen 

Luftfeuchte 800 L 0 ... 100 Lambrecht, 
mit Hütte 814 Göttingen 

Niedecschlag 1518H3 Lambrecht. 
Göttingen 

Luftdruck 8llB Lambrecht, 
Göttingen 

Strahlungs- 1611 Lambrecht, 
bilanz Göttingen 

Mast, 7,5/10 m Big Lift. Frankfurt 
hydraulisch 

Klima mit System Maur- Maunnann, 
Regelung Mann 

(Canier 
SpUt-Gerät) 

Datenschnitt- Typ 4001 
stelle (mit 
Registriecein­
einrichtung) 

Heiligenbaus 

Chessel, Poing bei 
München 
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